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V o r w o r t . 
Die Grundgedanken des Nationalitatenproblems will ich in dieser 
Schrift auszuarbeiten versuchen. Wie schon der Titel sagt, kann die Ai*bd£ 
nicht den Anspruch erheben, wesentlich Neues zu bringen. Ob die Problem-
stellung schon früher von diesem Gesichtswinkel aus betrachtet und die 
Grundgedanken des Nationalitätenproblems schon früher in dieser Folge 
und Kontinuität ausgearbeitet worden sind ist mir, unbekannt. Jeden-
falls ist, mir dieses in der zahlreichen Literatur mehNfer Sprachen, die 
mir vorgelegen, nicht zu Gesicht gekommen. Vielleicht bietet alch diese 
Arbeit m'ancnes Jnteressaate, gerade, als Zusammenfassung oder Resümee 
der Meinungen von Vertretern mehreren Nationen und vieler politischer 
und socialer Schichten, 
Es darf nicht auffallen, dass ich das positive Recht der natio-
nalen Minderheiten und die praktischen Erfahrungen des politischen Lebern 
nur kurz streife; ersteres liegt bereits trefflich codifiziert vor-
über letztere mögen Praktiker aus der Praxis schreiben, sie entziehen 
sieh meiner Heu rteilung. 
Eine politische Tendenz liegt der' Arbeit nicht zu Grunde; wenn 
überhaupt eine vorhanden ist, so ist es die des Eintretens für das 
R e c h t d e r M i n o r i t ä t e n , 
Jen versuche die Schrift fachlich und objektiv zu gestalten; wenn 
befunden wird, dass die Sprache manchesmal aus dem Rahmen einer derarti-
gen Arbeit fallt, so ist das an den Stellen der Fall, wo bei Erwähnung 
von ungeheurer Borniertheit oder Grausamkeit sich die Gedanken in erreg-
ten Worten Ausdruck suchen. 
Wenn einige Gedenken mit übertriebener Schärfe hervorgestrichen 
scheinen, so geschieht das in Erkenntnis der fleprimierenden Tatsache, 
dass die breite europäische Oeffentlichkeit dem Nationalitätenprobleirn 
das mit dem sozialen und wirts-haftlichen den Schwerpunkt der Schick-
salsgestaltung Europas bildet, immer noch nicht das genügende Jnteresse 
entgegenbringt, dass die weisse Rasse, die auf dem Erdball selbst nur 
eine Minorität ist, umgeben von einer,- gerade in unseren Tagen allent-
halben erwachenden, an Zahl vielfach überlegenen Masse Farbiger, dem ~-
Recht der Minoritäten immer noch verständnislos gegenübersteht. 
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I. NATION UND NATIONALE MINDEFHKIT^ •' 
Bevor wir der Frage, die uns in dieser Arbeit beschäftigen 
wird nähertreten, '«eiche Stellung nämlich der Nation und nationalen 
Minderheit in Staat 7.ukor>imt, müssen wir uns über die begriff liehe 
Ausprägung der hier genormten Jdeen klar werden. Es muss gleich ver-
ausge3cr£ekt werden, dass diese ausserordentlich unscharf und wider-
spruchsvoll ist, obgleich sich seit Jahrzehnten eine zahlreiche Lite-
ratur in allen Kultursprachen mit dieser Frage befasst hat. Die Ver-
hältnisse in den einzelnen Staaten aber auch innerhalb derselben lie-
gen so eigentümlich -- man denke z.B. an den von Deutschen völlig 
abweichenden Begriff, den die Franzosen mit dem Wort "nation" verbinde* 
1) und die Tatsache, dass die kämpfenden Parteien Jdeen wie Volk, Volk? 
tum, Nation, Nationalität in ihre Programme Eingestellt und zu Schlag-
wörtern verarbeitet habenj hat derart zur Verwirrung der Begriffe 
beigetragen, dass eine allgemeingültige terminologische Vereinbarung 
ausgeschlossen erscheint. Zudem ist es ausserordentlich schwierig, ge-
rade das ¥/esen einer Nation festzustellen, wie ja überhaupt das Fixie-
ren von Erscheinungen, die in den ununterbrochenen Fluss des geschieht 
liehen Geschehens gestellt sind, zu den schwierigsten Aufgaben der 
Wissenschaft gehört. 
Was ist eine Nation? Welches sind die Merkmale der Nation? 
Alle wissenschaftlichen Untersuchungen der neuen Zeit haben 
die Erkenntnis immer mehr gefestigt, dass es kein feststehendes, al.lg;; 
meingültiges Merkmal der Nation gibt. 2) Betrachten wir die Elemente, 
die eventuell als Unterscheidungsmerkmale der Nation dienen könnten, 
so kommen wir bald sum Resultat,' dass keines von ihnen den Anspruch 
auf objektive Geltung erheben darf. Der erste Sinn des Wortes "Nation" 
ist wie schon der Stamm dC3 Wortes selbst sagt ein ethnologischer 
Unmöglich können wir aber die natürliche S t a m m e s g e ra e i n -
a c h a f t als unterscheidendes Kennzeichen der Nation gelton lassen, 
1) Anmerkung^ cf.z.B. 'j,P1Dupare "La Protection Des MinoriteV': Les 
AllemandSj pour traduire le mot francais de nationalite', ont deux mots: 
le mot "Staatsbürger" signifie le lien qui rattache l'individu a. l'Ettt 
le mot "Nationalität" celui qui le rattache a sa nation" 
2) Anm^SBung;Hierzu E.Eernatzik über nationale Matriken (Inauguration 
des Rektors der Universität Wien 1910/11) sowie die Literaturangeben 
daselbst,, -
Renner, Selhstbestimmungsrecht der Nationen, 
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da ja alle modernen Kationen aus verschiedenen, ethnologisch oft weit 
auseinanderliegenden Statinen z\xsa:'miengesetzt sind. Wir können sogar 
ruhig behaupten, je entwickelter eine Nation.Ist, aus desto verschie­
denartigen Bestündteilen setzt sie sich zusammen. So stammen, um nur 
einige Beispiele zu nennen, die heutigen Italiener ab von Etruscern, 
Römern, Kelten, Griechen, Germanen, Sarazenen; die Franzosen von Rö­
mern, Galliern, Briten, Germanen; denken wir ferner an die Amerikaner, 
denken wir auch an nie Griechen, die heute kein Mensch, für direkte 
Nachkommen der 'alten Hellenen erklären wird. Es Hessen sich hier noch 
unzählige Beispiele anführen! Selbst wo die Starnmesgemeinschaft unmit­
telbar national zu wirken scheint, ist es nicht diese natürliche Ein­
heit selbst, sondern das Wissen um sie, bestimmte Gefühle und Vorstel­
lungen, die national eingehend wirken, 
Deutsche Wissenschaftler und Politiker unterscheiden einmütig 
die S p r a c h e als Kenntzeichen der Nation, während dieses z.B, 
die Franzosen weit vorsichtiger tun, 3) Jedenfalls können- wir die Spra­
che nicht als ein alleingültiges Unterscheidungsmerkmal der Nation 
anerkennen. Es gibt mehrere selbstständige Nationen, die dieselbe Spra­
che reden; Engländer und Jren-Amerikaner, Portugiesen und Brasilianer, 
Dänen und Norweger; um noch krassere Beispiele,zu nennen: Engländer 
und Neger in Liberia, Franzosen und Neger in Haiti, Andererseits gibt 
es kleine Sprachstämme,' die sich mit Anderssprachigen nicht nur als 
politische, sondern auch als nationele Einheit-fühlen, so die Wallisen-
Fngländer, Bretonen-Franzosen u.a.m. Endlich denke man an die nicht 
mehr als >;mndartlich zu charakterisierenden unterschiede in der Volks­
sprache innerhalb einer Nation mit einheitlicher Schriftsprache, so. das-
Frsnzösische und Provencalische, das Hoch- und Niederdeutsche.-
Die Religion ist heute nicht mehr Nationalreligion;' wenn'häufig 
behauptet wird, die Russen und die Juden hätten ihre nationale Kirche 
und nationale Religion, so,entspricht das heute offensichtlich nicht 
den Tatsachen. Natürlich kann man der Religion nicht ihre Bedeutung 
als Nationen konstituierendes und trennendes Element absprechen; ihr 
kommt aber heute, wo die religiöse Spannung nachgelassen und die con-
fessionellen Gegensätze sich abgeschwächt haben, nicht mehr die Bedeu­
tung zu, wie vor 2 - 300 Jahren. Wir sehen heute häufig die Angehörigen 
3) Anmerkimg, Funk-Brentano et Sorel. Preeis de droit des Gents (Parii) 
p- 13, 
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verschiedener Bekenntnisse in einer Kation zusammenwohnen und die 
Gläubigen verschiedener Kationen durch eine Religion geeint. " 
Ein« gewichtige Rolle in der Entwickelung und Geschichte je¬ 
der Nation spielt ihre D y n a s t i e . Die Bedeutung dieser Rolle 
aber \ übgaschatzeh^ oder gar Dynastie und Nation idehtifieiereh, ist 
falsch. Was die Gapetinger und Bourhonen, Habsburger/ Hohenstaufen, 
Hohenzoilern, Rjurikowitsch! und Romanoffs, Plasten und Jugellonen 
geleistet, galt in erster Linie ihrem Staate und kam erst' durch' die­
sen der Nation zu Güte. Wenn Renan (Qu*est "qu'une' natiöh? Baris 1882 
constatiert "dynastie et natlönalite's s' e*auivalent. Sans 'dynastie1 
point de nationalite'" und Johannet (johannet de principe des natic-
nalites) sagt "La cause d'une statue n*est pas le marbre, raais l'ai*. 
tiste. En fait de hationalite*, cot artiste, e'est en premler lieii 
la dynastie..." "G'est par la dynastie que la= nationalite* voit, 
marche, se d€fendt se perpetue le mietu;" so wurden diese Behaup­
tungen schon durch die Geschichte widerlegt, d\edie Bildung mäch­
tiger Rationen gesehen hat, welche nie der Segnungen einer nationa­
len Dynastie teilMaftig geworden sind.- (z.B. die Amerikaner). ' 
Keineswegs ist der Staat ein notwendiges" oderbez'eichhen-
des Merkmal der Nation. Dem widersprechen 3a schöto. Begriffe,' wie 
"Nationalitätenstaat" "Minderheitsnation^1 etc. Es gibt Nationen, 
die staatlich ungeeint sind und andere deren Glieder der Gebiets­
hoheit mehrerer Staaten unterworfen sind. Wiehtig ist"die BedeU-": ' 
tung des Staates für die im Staat geeinte Nation hei Entwicklung 
von Kultur und Tradition, durch eine gemeinsame Geschichte" und durch 
Zusammenfassung der Nation in einem g a o g a? a p h i s c h e n 
R a u m .4). Treffend hat Renner die Grenze "zwischen Staat und Na¬ 
tion charaktrisiert: Der Staat souveräne Gehietskörpersbhaft, die* 
Nation ist Kulturgemeinschaft. ; • 
Auf Grund ausgibiger wissenschaf tlicher Untersuch\ingen, die 
wir an dieser Stelle nur in ganz ungefähren Zügen andeuten können» 
kann die Erkenntnis heute als gesichert gelten, dass die Nation kei­
ne natürliche, sondern eine historisch-poiitisch-socläle Bildung ist 
Die gleich Vergangenheit mit ihrer gemeinsamen Erinnerung an grosse 
und schwere Tage, die gleichen Traditionen, die gleiche" Lebensauffae 
sung und gemeinsame Kultur, der gleiche Lebenswille und das gemeinsa 
4) Anmerkung; Die Bedeutung des geographischen Raumes betont 
A.Kirchhoff "V/as ist national" pg. 14. . 
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geraeinsame Jnteresse - das sind mehr die nationenbildenden und na­
tionentrennenden Elemente gewesen,' als Haee, Sprache, Religion. 
S o k o m m e n w i r d e n n z u m R e s u l t a t , d ess 
e i n e K a t i o n e i n e V i e l h e i t v o n ^ M e n ­
s c h e n i s t , d i e d u r c h g e m e i n s a m e , ei­
g e n t ü m l i c h e K u l t u r e l e m e n t e , d u r c h 
e i n e g e m e i n s a m e g e s c h i c h t l i c h e V e r ­
g a n g e n h e i t , d u r c h g e m e i n s a " m e n L e ­
b e n s w i l l e n u n d g e m e i n s a m e « I n t e r e s ­
s e n s i c h g e e i n i g t u n d v o n " " a n d e r e n 
u n t e r s c h i e d e n w e i s s . 
Die verschiedenen Zweige der Wissenschaft beschäftigen sich 
mit den Tatsachen, die das nationale Problem" bestimmen; Naturwis­
senschaft, Ethnologie und Sprachwissenschaft} Soziologie, jnristi** 
sehe mnd politische Wissenschaft und alle bemühen sich um die Er­
forschung ihres Gegenstandes mit verschiedenen Mitteln und zu ver­
schiedenen Zwecken. Der Naturforscher*forscht die Lebensbedingun­
gen und die Umwelt des Menschen, Fortpflanzung, Auslese, Verer­
bung; das Ergebnis seiner Beobachtung ist die Festsfellung von 
verschiedenen Henschenxacea. Der Raeen und Stämme bemächtigt sich 
die Ethnologie, sie verfolgt &%& auf ihrem Aufstieg zur mensch­
lichen Gesellschaft bis zu dem Augenblick, wo sie sich anfangen 
zu einfachen Staatsformen zus,ammenzuschliessen. Hier übernimmt si,e 
der Soziologe und führt sie auf der Bahn der Entwickelung vor¬ 
wärts, bis er die staatlich konstituierten Völker der Recht- und 
polltischen Wissenschaft übergibt. 
Wir bratichen hier den Untersuchungen und Kontroversen der 
einzelnen Disziplinen, die sich mit dem nationalen Problem befas­
sen, nicht nachzugehen und können uns damit begnügen, sie angedeu­
tet zu haben, denn unser besonderer Gegenstand befasst sich mit den 
g-ewordenen, fertigen Kationen. Die Tatsache lasst sich Ja jeden­
falls nicht aus der Weit schaffen, dass es verschiedene Nationen 
gibt, und Recht und Politik müssen mit dieser Tatsache rechnen, 
jn unserem Sinn ist Nation e i n B e g r i f f d e r p o l i ­
t i s c h e n W i s s e n s c h a f t , diese aber hat in erster 
Linie das Verhältnis der Eauion zum S t a a t im Auge. Für uns ist 
die Eutmon da, uns interessiert hier das, '.ms sie selbst zu wirken 
vermag, nicht das, wessen. Wirkung sie ist."Was Menschen v/irken, ist 
ihre gewillte Tat, Schöpfung ihres Willens.,Was die Nationen im Ein­
zelnen nach ihrer n$Jst"_ 
keit unatroban Müssen, ißt nationales :t und Ausfluss der natio-
nalen Jclee.a). 
Von der liaöion in dos u;.» iii«x beschäftigenden .Sinn des "ortes 
können v/ir erüt s^echea, cuit us eine nationale Jdoe, Willen uns Colht t 
bw-.msßtcein cor üationon gibt« D is J3e-.7us£ bsein der Kationen ist aber 
erst spät ur/-.cht. tfic läuia Ausgang des 18« Jahrhunderts hat es ein na~ 
ti n ilüs l-'-v. -̂ ibtiitt und duuit eine nationale' jJxage nicht gegeben. 
Tidersrruchsios h.vüun fcicli bis dahin die Kationon serteilen, Kucju-uien-
echliessen und sich iierrbohor gobun lassen, wie dieses Heiraten und 
r.rbve« trage dor ft^iutfetiöf. die Xäatsohoiduh;.en dos Gehlertee; oder der 
Cchacher der Bipioioaten uit sich brachten« Jhre üüoehiciuo machten eis 
nicht selbst, s-ndem Päpste und Kaiser, Kirsten", Stunde und Städte« 
~lo Herrschaftsgebiete der jjtirston vereinigten in bunfter iüßchvng die 
verschiedensten nationalen ::iodlungS£ebiete und die grossen :2egabonhoi-
ten dos Mittelalters wie a.B» die KrousüiLge oder der Zusumonschluss 
«er Hanse waren das internationale r/erk derselben Stunde* Vtxs erste isng-
haf te ''ich Hegen des nationalen Bövaiostceins fällt mit dorn Beginn der 
Eeuaeit susuumon und vorsichtig keimt das Sus« ciengohÖrigkeits^eAÜhl 
in Volkslied uun Mchtung uuia Ausdruck. Krst unter dt.m Himfluos der 
Aufklftrungsphiloso^hie, besonder» der tfori&ciiungpn Herders bricht eich 
die Erkenntnis des tfo^tes einer ungetrennten nationalen SnctuTraongehörig-. 
keit Balm, die französische Revolution greift die Jdoe auf" und macht sie 
aum Allgemeingut dor Musee. Koch in Jahre 1628 erscheint Bodins '"erk 
über die nSouveränität" ira J hre lu-X obbes ."ieviathun* - beide Schrift 
steiler, erheben zuta leitenden Gedanken der StaatöwißsonGchaft die Sou-
veränität des Hei'rsehors und des Staates, ohne überhaupt den völkischen 
Ho stand der Untertanonachaft au eivähhun. sogar. J*ontesijuieu, der alle 
den Staat bestimmenden tfloraonte au untersuchen trachtet, weiss 'von dem 
ctautbilöenden Einfluss der Kationen nichts!6). Ja Jahre 1789 aber 
urKärt die grosse. Revolution: D e r ! 1 r a g e r a l l e r S o u -
v e r ä n i t ä t i ß t d i e I f a t i o n ! " Pas heisst*. Kur die 
Kation allein hat das Kocht und die "acht aus eigener Jnitiatlve in der 
".'elt au handeln, es gibt keine flacht über ihr und vms unter ihr nteht, 
hat seine Ge/mlt .nur Kraft ihr^r Verleihung oder auldung. reit r.o das 
o) ;>)..i,terianig« :tenner» • 
c) Anmerkung: Pe l'u-pilt düS lois l.XIX. 
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Volk, das "bisher nur Objekt dex- Staatsgewalt war, zun Mittelpunkt des¬ 
Staates orhoben vaurde, lässt sich das Bestreben verzeichnen, e i n e 
a b s o l u t e E i n h e i t v o n S t a a t u n d K a t i o n 
h e r z u s t e l l e n . Jetzt erst wurde man sich der tieferen Bedeu­
tung der Kation bewusst; nein erkannte,dass jeder Kation eine besondere 
Bejahung uigen ist, die ihr die Lösung besonderer Aufgaben innerhalb der 
l'eneehheit zweist. Das Jdeal des Sinselmensohen, seine Natur voll zu . 
ihryr Bestimmung zu entfalten, wurde damit auch zum Jdeal der Kationen, 
"„m Fatio).alittitenprinolp, dem Strsben der Nation',, ihr eigenes Staatswe­
sen zu schaffeii oder doch frei übar ihr politisches Schicksal zu verfü­
gen, wer damit die Berechtigung gegeben. Denn nur im eigenen Staat, so 
hm inte man, könne die Kation sich frei entfalten und ihre eigenen Fähig­
keiten ihrer Bestimmunggemäss betätigen. Die Völker wurden darauf auf--
s 
m-rLs-ra, dass S t a a t s g r e n z e n ü n d K a t i o n -art g r e n 
z e n sich nicht deckten und in Konsequenz dieser Grumgideen verkün­
dete Mazzini vm die Mitte des 19. Jahrhunderts d a s N a t i 0 n a 1 i 
t ä t s p r i n e i p ralt seiner doppelten Forderung: J e d e N a ­
t i o n e i n S t a a t - d i e - g a n z e N a t i o n n u r e 1 n 
:• • •. *• -
Diese neue Auffassung vom Wesen des Staates und der Nation be-
Rc.aränkt sich xuicht nur auf die Theorie: uuf den Sohlachtfeldern Mittel-
uvrepas verschafft sie sich blutige Geltung auch in der realen Wirklich­
keit, ifenn •?ie Kriege des 17. Jahrhunderts Religionskriege waren und die 
d„a 13. Jahrhunderts im Zeichen dynusbischer.Kämpfe standen* so. wurden dft 
Schlachten des 19. Jahrhunderts in nationalen Kriegen geschlagen.-Die u 
V:jfr eilmgskriege sind von einer starken nationalen Begeisterung getragen 
•ar_d der Zusammenschluss Deutschlands und Jtaliens legt das beredteste 
Zeugnis ab für den Sieg-des nationalen Gedankens* Auch die diplomatischen 
Verhandlungen dieser Zeit und vor allem die grossen Kongresse des 19. Jair 
La \Charts befassen sich mehrfach mit nationalen Fragen. Der Wiener Kongros 
dier-er Fort der Reaktion und "Legalität" befasst sich eingehend mit der 
polnicohen Frage - .und so^ar Zar Alexander I erklärt "que les souverains, 
'las da "nieu pour le bonheur des peüplos, ne devaient pas partager les 
voiTclaeicrs contre leur wre" et leur int€rSt;"7). jn den Jahren .1863 
iuterver.ierwn die T7eitischte in Russland ura eine Erleichterung der Lage 
"̂ar r.'-leu herbei zuführen; das. Princip vom Selbstbestimmungsrecht der 
Aamarkua^: J.F.Duparc. La protection des minorites pg. 114. 
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Völker, ui^aoa Liouliu0£.0ü<i.. > ku r .^oleons III, wird v/ied erholt in der • 
l;ra jaie •.tnw.e.-n.-.udL und der G r ü n e r Kongress erkennt die Geltung dos Ba-
uicnalitätenprinci^s u n , incmn er die "Hohe Pforte" verpflichtet, den 
Bvl-uron und Armeniern gegyenubur gewisse Hechts- und Sicherheitsgar&n-
t ien 2u uDurlieHillen• 
Der Nationalismus ist ein Find der französischen Revolution, 
deshalb sind c-ie n a t i o n a l e n Bestrebungen im Zeitalter ihres 
arwachens so oft Hand in Hund gegangen Mit den d e m o k r a t i s eher. 
Beide entspringen sie dem gleichen Grundgedanken vom Selbstbestiramangs-
recht der Menschen wie "zwei 2/zeige demselben Baum der Freiheit"8) » 
Die Demokratie hat den Boden vorbereitet, auf. dem der Nationalismus 
wuchsen und sich entwickeln konnte, denn ira absoluten Fürstenstaat 
rar die Nationalität eine staatlich ganz unerhebliche Angelegenheit 
mnd erst mit dem Eindringen des demokratischen Principe in das Staats-
sastem entstand und konnte der Nationalismus entstehen. Hat so die 
Demokratie seine Entwiehlung wesentlich gefördert, wenn nicht gar 
überhaupt ermöglicht, so hat sie aber auch durch das Odium, das der 
Nationalismus durch dieses Bündnis auf sich lud, diesem viele Gegner 
und manche seine Führer zum Opfer des Abtö&tismus gemacht, weil dieser 
hinter joder nationalen Bewegung eine Revolution witterte. £er Demokra-
tie gebührt der Verdienst, sich als erste de» erwachenden Nationalis-
mus angenommen und ihm unterstützt zu haben; sie hat auch - wenn auch 
hauptsächlich aus egoistischen Hotiven-sich als e_ste gegen die Ver-
gewaltigung nationaler Minderheiten gesträubt. Ein interessanter Wech-
sel innerhalb der Anschauungen der beteiligten Parteien hat sich in 
dieser Angelegenheit vollzogen. Es hat Zeiten gegeben, wo, die Spitzen 
der Gesellschaft, der Adel, Künstler, Gelehrte, Dichter (Goethe, Grill-
parser, Rüdiger, GumploviOz) den nationalen. Empfindungen kühl oder so-
c>ar feindselig gegenüberstanden, Zeiten, in denen Konservative und kle-
rikale Kryise das Nationalgefühl als eine Folge der Sünde, des Hoch-
muts und der Strafe für den babylonischen Turmbau erklärten. (So das 
Konzil dar im Jahre 1849 in Wien versammelten Erzbischöfe und Bischöfe ) 
Jetzt - 'orachieren die konservativen Härmer in allen Staaten unter der 
Fahne des Nationalismus und die socialderaokratischen Führer und Partei-
en werdüi* nicht milde, das Wort "national" als Schimpf zu gebrauchen, 
das Nationalgefühl als eine kulturell rückstandige, überwundene Empfin-
dung, zu bezeichnen, welche die Bourgeoisie in reffinierter Weise erf'u^eri 
9) enmmrkung. Pornatzik. 
-* •i'er:a..rg : gji.M,reccen,Abtoholsih,%ezQg&j$m h iiaiTHOHaiB̂ iit Bo.apoo. 
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erfunden habe, um die Arbeiter zu trennen.(Heben fast allen neuen Fü.h-
r o m der Linksparteien Marx, Endels, früher auch Kantsky.) Die Anhän­
ger der J n t e r n a t i o n a l e versprechen•ihren Völkern Friede 
und Freiheit, v;enn erst die nationalen Grenzen und Gegensätze verschwur., 
den seien; diese Grenzen seien angeblich schon im Vershwinden - ganz., 
auslöschen könne sie nur das zur Herrschaft gelangte Proletariat. So 
sagv? schon das koi/miunis tische Munifest; "Die nationalen Absonderungen 
und Gegensätze der Völker versehwinden mehr und mehr.... Die Herrschaft 
des Proletariats wird sie noch mehr verschwinden machen.... Mit dem 
Gegensatz der Klassen im Jnneren der Kation fällt die feindliche Stel¬ 
lung der Kationen gegeneinander" und KTSHMfcsky spricht in seinem Erfur­
ter Programm:* Die sogenannten (!) nationalen Gegensätze sind tatsäch-• 
lieh nicht mehr Gegensätze der Völker, sondernnur Gegensätze ihrer Aus­
beuter'». Es scheint jetzt, dass sich diese Anschauungen-'im letzten 
Jahrhundert unter dem Eindruck der sie verspottenden Tatsachen des 
Weltkrieges und der ihn beerenden Verträge geändert haben.10). 
Der W e l t k r i e g , entstanden aus einer unheilvollen 
Verdickung wirtschaftlicher und nationaler Gegensätze,hat die Bedeu­
tung der nationalen Frage auf eine Höhe gebracht, wie dieses bisher 
noch nicht der Fall gewesen und hat gezeigt, dass die nationale Jdee 
Wirkungen hat, wie sie nur den religiösen des .16-.' und 17* Jahrhunderts 
eigen gewesen sind. Es ist falsch, wenn die materialistische Geschichts­
auffassung behauptet, der Weltkrieg säi lediglich durch wirtschaftliche 
Umstände verursacht worden; für diesen, wie für die Kriege der jüngsten 
Vergangenheit alle hatte die Kationaletätenfrage, der Umstand, dass die 
staatliche Glieaerung Europas sich vielfach ohne Rücksicht auf seine 
nationale Gliederung gestaltet hatte, mindestens dieselbe Bedeutung, 
wie die wirtschaftlichen Verhältnisse. Mau denke doch blos an die Paro­
len vom "Selbstbestii-miungsreoht der Völker" und von der"Befreiung der 
kleinen Kationen" unter welchen die Entente in den Kampf gezogen ist 
und die ihrer Propaganda eine unleugbare moralische Wirkung verlieh! 
Honner sagt:11 Der Weltkrieg des Jmperialismus imrzelt in den wirtschaft­
lichen Gegensätzen der Zeit. Zugleich aber ruft er alle überlieferten^ 
nationalen Gegensätze Buropas wach und der wirtschaftlich Kampf .ersehe ii 
10) Anmerkung: cf. z.B. Kaufcsky: Die Befreiung der Nationen 1918. 
Henner, Bauer u.a. 
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erscheint zugleich als Rassenkrieg." Und in der Tat: Soweit der Gegen-
satz der Kationen nicht den Weltkrieg beeinflusst hat, ist er von ihm 
beeinflusst und entwickelt worden, denn"Krieg und Revolution sind zwei 
Methoden die Selbstbestimmung der Völker durchzusetzen".11). Als daher, 
die Fla/amen des Weltkrieges im Verlöschen begriffen waren, erschienen 
vor den Vertretern der biegreichen Wächte, die in Gross-Paris den Frie-
den diktierten und die neue Ordnung der Welt in die Landkarten aller 
Erdteile einzeichneten aus allen Weltteilen die Vertreter von Kationen 
und Katiönchen, von denen man bisher kaum etwas gewusst und deren natio-
nales Selbstbewusstsein nun,erwacht war; sie alle baten um Anerkennung • 
auf Grund des " S e 1 b s t b e s t .i rn m u n g s r' e c• h t e s d e r 
K a t i o n e n . " ' • • 
Der Weitkrieg, der von den Weltmächten für die "Befreiung der 
Nationen"-geführt'i\nd gewonnen wurde und der nationale Gegensätze und 
nationalen Hass bis zur Raserei geschürt, ha 1̂  keine Lösung der geradezu 
brennenden nationelen Frage gebracht. Die Verträge von 1919 und 1920, 
die doch das Selbstbestiramungsrecht der Kationen und das präciseste Na-
tional -itätenprineip zum Leitmotiv ihrer Entscheidungen erhoben, haben 
den Völkern Europas nicht den dringend erheischten nationalen Frieden 
geben können. Wenn wir auf einer Nationalitätenkarte Europas die alten 
und neuen Staatsgrenzen miteinander vergleichen, sehen wir, .dass die 
Niehüb er e ins tiranung der staatlichen Grenzen mit den nationalen nach dem 
Friege vielleicht noch deutlicher zu Tage tritt, als vor ihm. Freilich 
das Bild der national am stärksten gemischten Staaten, Russland und 
Oesterreich, hat sich von Grund aus verändert; Kationen haben sich zu 
staatlicher Selbstständigkeit constituiert und Volkssplitter haben 
Anschluss an ihre Nationalstaaten gefunden. Allein die neuen Staaten 
die-doch alle nur auf Grund des nationalen Zusammengehörigkeitsgefühls 
entstanden, sind nicht national einheitlich: die Tschechoslovakei (in 
der Z.B. die Tschechen nicht einmal die Hälfte der Staatsbevölkerung 
ausmachen) Polen, Südslavien, die Baltischen Staaten; starke Mischungs-
verhältnisse sind geblieben, so die Schweden in Finnlanfi, die Jren in 
England und viele andere; alte Staaten lernen erart jetzt das Nationali-
tätenproblem kennen: Jtalion in Tirol und Jstrien, Frankreich in Elsass-
lothringen, Dänemark in Schleswig, Rumänien in Siebenbürgen~fin Besserabin 
l£t) Anmerkung: Kuuteky. 
• 
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und in der Bukowina; selbst die besiegten Staaten sind trotz vieler 
afy' national', 
widernatürlicherGebiets/tr^nnun^en nicht zu absolut einheitlichen Staa­
ten geworden: so enthalt Oesterreich eine tschechische und slovenische, 
Deutschland eine ser'ba-wencUsche und polnische (in 'Testfahlen!) Ungarn 
eine deutsche und slovakische, die Türkei u.a. eine grichische Min¬ 
derheit. 
Dieses "Resultat des Weltkrieges und Untersuchungen von Gelehr­
ten und Politikern noch vülirend des Krieges haben gezeigt, d a s s 
e i n e i d e a l e D u r c h f ü h r u n g d e s N a t i o n a -
i i t ä t e n p r i n c i p s , i n d e m S i n n e , d a s s 
i e d e s V o l k s e i n e n S t a a t b i l d e u n d j e d e r . 
S t a a t n a t i o n a l e i n h e i t l i c h s e i , n i e 
e r r e i c h t . / e r d e n w i r d . 12). 
Der rechlosen Durchführung dieses Priucips stellen sich ;auU 
viele Hindernisse in den Weg; Die nationalen" Grenzen sind nicht f e st 
und ändern aich im lauf des geschichtlichen Werdens; sie sind vor allem 
-icht s c h a r f .Je weiter wir nach dem Osten Europas kommen, desto 
häufiger stossen wir auf Sprachinseln und Mischgebiete, in denen der 
Gang der historischen Entwicklung die Völker nicht neben- sondern über­
einander gelagert hat, so dass sich tatsächlich nicht feststellen lässt, 
welcher Nationalität' dieses Gebiet angehört; desto, häufiger stossen wir 
auch traf über das ganze Land verstreute" n a t i o n a 1 e M i n d e r -
h e i t e" n "• Eine"nicht minder grosse Schwierigkeit bei der HerStel­
la; g eines Nationalstaates kann sich dort bilden, wo die n a t i o n a-
1 e G r e n z e des Staates, sich nicht mit der S p r a c h g r.e n ze 
dockt und wo die geographische Lage es gebieterisch verlangt, die Staats-
0renscu anders zu legen,- als die Nationsgrenzen. Ein Anschluss der 
Schwedischen Füstengebiete Estlands und Finnlands an Schweden ist'aus­
geschlossen; die Uolgudeutsehen und die Siebenbürger Sachsen können- -
weitab vom deutschen Sprachgebiet wohnend — nicht an eine. Vereinigung 
mit Deutschland denken. Berücksichtigt werden müssen ferner, die jstra-
Ĵ j.ir-cheii Grenzen^ und d i e - v / i r t s c h a f t 1 i c h e n V e r - -
a a 1 t n i. s s e:.,so erhielt Jtauen. Tirol bis^ zum Brenner lediglich 
ras strategischen und Polen den Zugang s.vrn Meer nur aus wirtshaftlicheh 
1'" ̂  * T'.merhmag: hlrwaänt sei hier die Schrift "von." H. Frnus, Bahvusautonc-
« — • v.u. ^ j. i « k*. v„-:j i.j.^ v •. ..... J.J.J.U, v«.v.*oo u.L-.J. oii uiciiüg -<ron jj vaa—* 
t JU. • :-iS rauionalitätenproblem, nicht gelöst, sondern mir. verschoben wer¬ 
' < an in jedem von diesen Staaten müstie es wieder nationale Mir-der-
"aieeu getan. 
7; Ca- or... Ji. r O - v - w n wih-j .„e \rcih „ilc, w o g a r Ii e i n e 
s.? die TTüi'Cbi'vl̂ .-i.o -i.oi:"litai;ouj,ri::;:_..:S abziehende B o 's t r e¬ 
i, • w a /..a^.i;;..., m - : oo ; ie ?..a';rj- '.un, Freizonen und Jtälic-
d .  - :'eh,.*oi;-, i -:,ie • <r :.i 0: oeil- - - * « ./< „au, viel loirht 
^ - v ;i öt^o ;.»•>. JJo,oo a r in " ct^-rin^on.• ebenso u Möglich ist 
0 :' IT : ticeulitätonia-iuoio un.t:3p̂ joh'...do Da tsuheidutjg in den Fällen, 
• . ;.-L.e 1: I o o v- r :. / ;- :c h ä 1 t r. i s s e ' vorliegen (Deut~ 
c.e-at, URg -r'> S-rbc« and ;l'^a,2a iu Banat ) oder wo Minderheiten im 
-. • -ai Cii-n /evh nd-?n ..ir d (S^it^c'.e in den Bultischen .Staaten, Ts che-
,„ .-ri C-.-e bbrr ;i<-h, Jaden in e\.onL»: d and' polan) . 
oll di'-eem sehen -.dr, d-ps eine .estlose Di• rchfnhru.ng dos 
in-.- vi er..'-.Ii Uli tvia.rinsips eine U: Möglichkeit ist. Die exacteste und objcc-
legv-ng .1 er Hte xts-renzeä , die uaporteijaohste Yerwi rklichung 
, v so hoch gerüJ-'ab jn • d eo schählich ids.sachteton Princips des 
' • • : b- • 
" .Ihfv bb ;fâ 5 ̂ tvn-.sruchts der Nationen kann an dieser Tatsache nichts 
Untern, k m he che-tons die Zahl der nationalen Minderheiten herab-
7 -ua. .,-n, oio nie aas der Welt schaffen. E s g i b t k e" i n e 
3 ö s u, n g d e r n a t i o n a l e n F r a g e , d i e " n i c h t 
1 t d e m F o r t b e s t e h e n v o n n a t i o n a l e n 
i n d e r h. e i t e n r e c h n e n n u s s ... i e r a u s 
•r c 1 ^ t l o g i s c h e r W e i s e , d a s s d i e V e r s u -
e h e z u r L ö s u n g d e s n a t i o n a l e n . P r o b l e m s 
n i c h t b e i n S t a a t u n d d e r N a t i o n a n 6 e t z -
n d ü r f e n r s o n d e r n b e i d e r n a t i o n a l e n 
" ! i a d e r h e i t * 
"~ - - : " "' - h. i - h • -
Yerge*,euwär t igen wir uns nun noch üum Schluss, dieses Capitels-
.. .:. nationale Minderheiten sind -od wie sie entstunden sindi, Ahnlog 
•:• oben formulier tun _ Definition der Nation können wir sagen: 
N a t i o n a l e M i n d e r h e i t e n s i u d >• d. e; m S t a a t ,o-
v e r b a n d e a n g e h ö r i ^ e P e r s o n" e n g r u p p e n •, 
1 i e i h r e r 7 o 1 h s e i g e u ;i r t ühi d L h r-. e m ^ i 1 -~ 
1 o e Ii • 1 e h t d e a 1 .i S t a a t e . v o- r h e r r'- -
:.. .} I: e n d e n V o 1 k e a "n g 3 h. ö r e n , Dî â e von Scheid gegc-
1 -:.,a neJiration rlürfts wohl nie küraerrto und einfachste sein, die den 
.et a:d vollhoirMien deckt.13), Ga./öhulich unterscheidet 'nsn z.vischon 
M:--er]'.vug: r-ud Seh-iid: Wir kennen nationale Mindnrheife«n ^escM^t 
i:u.ionnlun Minderheiten In weiterem und in engerem Sinn, oder u n — 
0 v. h t e n und 3 o h t 3 u Minder h« i t en. Zu letzteren rechnet man 
:':ie Ahl derhe-i eon, die eeitab vom geschlossenen Sie de lun;_,s gebiet ihres 
Mutterlandes lebend iiarerhaib eines fremden Volkes ujid Staates in ge-
Lchlosseneu Biedolnai-ee.^obiet oder als Diaspora Uber das Land zerstreut 
aa'a a;, le.d keinerlei HüJl.a I q haben, mit ihrem Volk in einem Staat 
vereinigt zu werden und die sc-u-t immer nationale Minderheiten bleiben. 
Hierher lec-tmt man also necht aia Minderheiten, die mit ihrem Mutter-
wclk in einem geschlossenen Sprachgebiet, siedein und nur durch die 
Willkür von Kriegen und Verträgen künstlich von ihm abgetrennt sind. 
""• - y E n t s t e h u n g ver<£*nken die nationalen Minderheiten,, wenn 
wir -im den natürlich zu erklärenden Volksmicchungen in den Grenzge¬ 
bieten absehen, meistens mittelalterlicher Volksverschiebung und Kolo-
i-iLuvion, wobei die Kolonisatoren häufig ins Land gerufen mirden, um es 
su christianisieren, vor Angriffen raublustiger Nachbarn"zu verteidigen 
und. die Krone zu stützen, (der Deutsche Orden in Pröussen, die'. Sieben--
Vürger Sachen). Mehrfach hat eine wirtschaftlich "oder ' politisch noti-
vierte Basiedeiung noch in der neueren Zeit nationale"Minderheiten er-
• 'i - a a • • ~,-.': 
eaet (die Tölgadeut&chen), seltener die moderne Jndustrialisicrung 
<( %e Polen in Wostfnhlen) • Mitunter sind die nationalen Minderheiten 
a i :c -,: -
°eaea d-r ursprünglichen Bevölkerung, die ausnahmsweise ihre Nationa-
lität dem sonst im ßpr^chenkarnpf siegreich gebliebenen EroberervoDk 
ge-aei über zu bewahren wusstest so die Lau sitz er Wenden, die Dänen in 
Süd-Schleswig* 
Der be.rosste Begriff des 'Wortes nationale Minderheit ist be-
deutend Jünger als die Geschichte der Minderheiten selbst. Die erste 
nationale Minderheit sind'entschieden die Juden gewesen» Seit der He- • 
formation hat sich Buropa viel mit der dem nationalen Problem nah ver-
wandt en Frage der religiösen Minderheiten beschäftigt. So haben sich in 
den Friedeiisschlüssen von Oliva, Niiawegen., Ibyswieck. Nystadt, Breslau, 
Versailles und Frederikshain jedoemal die ein Gebiet übernehmenden Staa-
tan -am Cdunten gegenüber verpflichtet, der Bevölkerung des abgetre-
tenen Gebietes die freie Religionsausübung au gestalten. Mit die ersten" 
V-.anpi* J ichtungon über den Schutz nationaler Minderheiten finden wir im 
Frieden von Nyr:tad, der den eroberten Provinzen Est- und Livlond die 
1 nd a:.privilegien und die Herracb^f t der lutherischen Kirchs garantiert 
and im Munifest der Kaiserin Katharina II vorn 22* Juli 1763, dass den 
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Deutschen weitgehende Wahrung ihrer Nationalität verspricht.und ihnen 
Selbstverwaltung, eigene .Gerichtsbarkeit, freie Religionsausübung und 
Beibehaltung der eigenen Sprache gewährt. Ja 19. Jahrhundert wird mit 
dem Erwachen des nationalem Bewusstseins auch die Frage der nationalen 
Minderheiten angeschnitten und der Berliner Kongress wirft die Frage 
das erste- Mal international auf, indem die Grossmächte der Türkei Vor­
schriften über ihr Verhalten ihrer nationalem Minderheiten gegenüber 
machen. -
H e u t e s t e h t d i e F r a g e d e r n a t i o n a ­
l e n M i n d e r h e i t e n n e b e n d e r w i r t s c h a f t ­
l i c h e n u n d s o c i a l e n i m B r e n n p u n k t d e s 
e u r o p ä i s c h e n - J n t e r e s s e s * heute ist ihre Lösung 
ein dringendes, nicht länger aufschiebbares". Postulat, eine der wich-, 
tigsten Aufgaben die sich Politik, Staats- und Rechtswissenschaft ge­
stellt haben. Dem Traumideal des reinen" Nationalstaates hat Europa 
nachgerade genug Opfer gebracht. D i e G r e n z e n v o n S t a a t 
u n d V o l k d e c k e n s i c h n i c h t u n d w e r d e n 
s i c h n i e m a l s d e c k e n . Die ungelöste, an Konfliktstof­
fen überreiche nationale Frage ist eine offene Wunde am Volkskörper 
Europas. D e r S c h l ü s s e l z u r l ö s u n g d i e s e r 
F r a g e a b e r l i e g t i n d e r L ö s u n g d e s 
M i n d e r h e i t e n p r o b l e m s • -
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IT. DIE S'i'̂ llüKÖ ilNrJH I'Ih'D.CtiISIT uBM'UUPT UND Tü<!R NATION 
im .-t.bObivtibF. 
Ja ii"-:or Z.it. do^okr'-tiseJi aufgebauter Staatsoerdnungen lebend, 
sehen wir Lava ig .-ls solbs tv«r stund lieh" en, dass die Mehrheit über­
all da d..n ..v.rsc! lag gibt, so es .̂ ilt Beschlüsse zu fassen. Und doch 
ist dieser Ratz keiUiobwc^s iaiaer selbstverständlich gewesen, er hat 
im Cremen teil - sie schlja.llo Reohtssütze - seine lange Geschichte.' 
Seinen Ursprung Können .eir n-hin verhüben, dass er an die Stelle un-
.-_/eb- V _a'es trat. Die Denokrabfen des Altertums haben die 
Geltung dar Menrheitsontseheicae'g gekannt, das Mitteralter „hat" sich 
d iess-m Satz nur sögornd an^eouMcseen. Dass zwei von vornherein mehr 
Wert sein sollten -Ls einer, widersprach dem kraftvollen Jndividua-
lität^gex-ühl, defcs namentlich die gormu?ii sehen Völker auszeichnete. -
Wenn ein ktbhneV Mann im offenen Kampf fünf überwinden konnte, warum /• 
r.olite er sieh im Hat der. Hehrheit beugen? Zudem sagte das-religiöse 
Gefühl, diujs ein auserlesener siehr Wert sein könne, als zehntausend 
V_-r,7orf eue.l4). Daher finden wir- in miteeral berlichen Stundeversn- ,n;-
linken häufig den Satz, die rears sanior solle entscheiden, nicht die 
1 ai'S major, d.h. die Sbin.--en so!len gewogen, nicht gezählt werden. 
Auf usichern We^e sieh das Majori bäte-nprincr;- " -m gebrochen, lässt 
sieh soh'er feststellen, offenbar h- ab es die Kirche eiugoi'n.-i.t 15). 
und hat es der Sba-.-t von ihr übernommen. Zuerst 'sind es die romani-
cchen Staaten gewesenen denen ja d-s Verständnis'für Minderheiten 
• • • ' " •-"'-'., - r ' , 
inner gering gewesen ist, iu.iter r.uu Einfluss überkommener" römischer 
' ..- , - e o - e - - - s t --• 
Gedankengänge von der Omnieotenz des Staates; spät erst ist im Deut-., 
sehen Reich des Prinzip zier Geltung r'ekouiren.h "' 
Ebensoait .wie das Majoritätsprineip ist „der Gedanke, dass.die 
Mehrheit nioht inner unbeschränkte' Entsoheiduugsgewalt hat und d̂ a ss 
d e m M e h r h e i t s i 1 1 a i. S c h r a -mk- e n. r- g -e; s e- t it 
s i n d . Die Gliederung der Völker in Classen, der Stände,in Oolle-
gien, der Parlamente in zwei Häuser, die Berufung von.. Abgeordneten 
durch die Krone, die Sauctiou des Monarchen und das.Veto des Präsiden-
teu haben und hatten unter anderem den Zweck, die Willkür .des reinen ' 
Mebrheitsentscheidos zu verhindern. Eine besondere Bedeutung für den 
Schutz der Minderheiten hat aber das Grundgesetz der Staaten gewonnen. 
Bereits gegen h:be -;les 16i Jehrhund-rts taucht die Vorstellung auf, 
14) Anmerkung: Dr. Jellineck. Das Recht der Minoritäten. 
15) .Anmerkung: Auf o.̂ :a We^e der Fiktion/ dass der M^hrlieitsrille = identisch r--.it dem Guserateileun sei. (Jelliueck) 
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b u s es gcwit so Grundgesetze gelbe, le«_,es f unduiacntales, deren Aufhe­
bung den Ota„t zorstÖ_---u vud. völlige Anarchie hervorrufen würde und 
d eren Aenderur.g oder Av.fhee- ng deshalb rieht doiii König'oder der Par-
lamantewohrheit, sondern nur caa Volk zusteht. Das Grundgesetz ist 
in der r̂bl.:n Vorstellung -wohl nichts anders als der Gesellschafts¬ 
vertrag, auf Grund, deosen ilobbes, locke und Rousseau den Staat ents 
stehen'lassen. Jm 17. Jahrhundert "beginnt man eingehend die Stellung 
der Minderheit gegenüber den Grundgesetzen su untersuchen: Pufendorff, 
Wolff, de Yabtel betonen, dass der Mehrheitswille ara Grundgesetz eihe 
uiiübersteigbat e Schranke hat, letzterer erkennt in gewissen Fällen 
der Minderheit das Hecht au, unbehelligt den Staat zu Verlassen. Am 
interessantesten sind wohl die Ausführungen von Housseau: er stellt 
fest,, dass die volonte general, die er von der volonte de. tous schei­
det, einheitlich und unteilbar sei und der Mohrheitswille stets den 
wahren Allgemeinwiilen enthalte. Einen Minderheitenschutz erklärt er 
für nicht notisrondig, da es doch undenkbar sei, dass'" die Allgemeinheit 
dem Einzelnen schaden wolle! 
Diese Untersuchungen waren alle rein theoretischer Natur und 
aum Teil, soweit sie z.3. die Gleichheit aller Menschen zum Ausgangs­
punkt ihrer Betrachtung nahmen, sogar direkt weltfremd; zur prakti­
schen Bedeutung gelangte die ganze Lehre zuerst in Amerika. Jn der 
ganzen Union wie in den einzelnen auf "Verträgen" aufgebauten Staaten 
bieten die starren, fast unabänderlichen Grundgesetze den' besten 
Schutz der parlamentarischen Minorität. Diese Minoritätenrechte sind 
. • • - 1 e .. ; e • - .. - e • w 
nun in der Tat so reitgehend, "'nss' im vorigen Jahrhundert nur 4 Zu¬ 
Sätze zur Verfassung angenommen worden sind und dass in den letzten 
30 Jahren des Jahrhunderts -keiner der zahlreichen auf eine Verfassungs 
s zu e^OÄrätie möglich ist haben ilnderung hinzielenden Vorschläge durchgedrungen istypTi a b e n d ie 
A m q r i k 'a n e r d e m r e i n e n M a ;j o r i t ä t s p r i n-
z i p e n t g e g e n g e a r b e i t e t : in der Union und allen 
Einheitsstaaton ist das ;*ikammörsystem durchgeführt, es ist dafür 
gesorgt, dass die Glieder der oberen Kammer gegenüber denen der im4 
teren einer Minderheit angehören, dun Präsidenten resp. dem Goverhör 
im Einzelstaat, ateht ein wirksames suspensives Veto zu. Der ameri­
kanische . Gedanke des Minori t ä t ens chutses fand bald auch in Etrropa 
•Tid erhall; es wurden Minde rh •= i t ans chu t ab est imtain gen in die Grundge­
setze aufgenommen oder den Minderheiten die Möglichkeit gegeben, 
durch ihren Einspruch eine Abänderung das Grundgesetzes zuerschwe-
creu und ihr damit eine bedoutsmeo Tuff« in die Hand gegeben, um einer 
rüoksientälosen Ausbeutung dar Gesetzgebung durch die Mehrheit wirk-
sarae Schranken au bereiten, heute kennen vor allen alle neuen nach 
dem Friege entstandenen Staaten Bestimmungen für den Minderheits- ' 
schütz, zu-denen sie sich in den Verträgen von 1919 und 1920 haben 
verpflichten müssen. • . ' " 
D i e H e r r s c h a f t d e r "M a Li o*~r i t ä" t i s t 
d a s f o r m a l e P r i n c i p d e r D e m o lc r a t i e . 
Der Grundgedanhe der Demo* ratie ist ilex*rs<-haft des Volkest er lehnt 
sich auf gegen alle Unfreiheit, gegen.alle Fremdherrsschaft,-gegen 
das BoherrccStaerden. Begieren soll das Volk selbst. Heutzutage glaubt 
aber kein Mensch mehr an eine durchgängige Einheit des ganzen Volkes 
oder seiner Vertretung; man muss mit Meixtuhgsvef'^Chie'äehheiten'rech-
nen und, damit es nicht zur'völligen Anarchie kommt, mit der Tatsache 
dass e i n Wille den Ausschlag gibt, uhd: 2'waf'ein Wille-''der' nicht 
der Wille des ganzen Volkes ist. Dieses ist"der WilleVder Mehrheit. -
Wir haben gesehen, dass der unbeschränkten'Ausübung'Äes'Mehrheits-
willens äussere Schranken aufgerichtet werden körnen; abgesehen von 
allen äusseren Schranken aber liegt im tfesen der 1)inge'":selbst etwas, 
was der Mehrheit die Berechtigung zur schrankenlosen Herrschaft ab-
spricht und zwar liegt die Beschränkung dieses demokratischen Prih-
eips i m G r u n d g e d a n k e n d e r ' ITC m o k'J£! a t i e" -
s e l b s t . Wo es sich um "Hinge 'handelt,'-•"£"£ e! alle etwas angehen,-'*• 
muss die Meinung aller berücksichtigt werden nha da gibt die^Maib-^ 
rität den Ausschlag; wo es sich aber um Dinge handelt,Jdie nur^einen 
Einzelnen oder eine .Gruppe von Bürgern angeht, wird"han die" Ordnung " 
dieser Dinge com Einseinen oder der betreff enden "Gruppe übörlkssehi"'* 
Das Verfügen einer Mehrheit in Dingen, die nur"eine Minderheit etwas 
angehen, ist diu Unrecht; es widerspricht dennGrühgedaniteh des Mehr-
heit sprineips selbst und wird von der Mehrheit"immer"'als - Vergewalti-
gung empfunden worden »16). * --s := _ it - - j, = e 
16) Anmerkung: Ueber das Thema: Demokratie und "Mehrheitsherrschaf t'-
vgl. die Studie von Dr. Spindler »V/ahenräsrahvuste"autonocini a" C*p.T» 
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W) Anmerkung: Näher ausgeführt b Q i J e l l ^ e ^ allgemeine. 
Staatslehre1» und "Das Recht der Minoritäten." 
v'te\iud wann sine! nun Minderheiten vor Ueberprif f en der T'shr— 
holt au schütsen? Gibt es Miuoribäten, <-uie ihrem Wesen nach, einen 
gerechten /nsprueh auf ,'inurken.' uug besonderer Rechte haben und wo­
rin sollen diese Rechte bestehen? Zahlreiche ScbriftstelDer haben 
sich nit dieser Frage beschäftigt, sie alle konstatieren,. dass reine 
Majoritätsherrechaft Untordrückuiig und Tyrannei bedeute and dass das 
Recht der Minorität so weit gehe, v/ie das Recht des Jndividuume. =• 
Zum Ausbau einer unUbers toiglicheu Schranke vor dem Bestände anerkann­
ter Rechte des Einzelnen sowie einer einzelnen Gruppe, wurden cnpffeh­
len: Schutz durch das Grundgesetz, Unabhängigkeit,, der Justiz, Ver./al-
tur.gsi\.chtspf le 0s, Decentraiisation der Vergeltung,- Schaffung von 
Minderheitenvertretungen, Ausbildung territorialer oder personaler. 
Autonomie. • ,^ , , .... 
Der natuarechtlieh-deMükratische Gedanke: Mehrheit sali' 
herrschen, beruht auf der Vorstellung durchgängiger innerer Einheit, 
des Volkes. .Was aber für dasabcolut Gleiche gilt, kann nicht für 
das absolut Ungleich seine Geltung beanspruchen. Ein,Volk, das nur -
politische Gegensätze kennt, kann in seinem Parlament, da ja jeder«. , 
Abgeordneter in gleicher Weit e als Vertreter.des ganzen Volkes an­
gesehen wird - dem Mehrhaitsprineip den breitesten Spielraum lassen 
und kann sich damit begnügen jene uns..bereits bekannten Mittel des 
Minoritätenschutzes in Anwendung zu bringen. Denn,alle politischen 
Parteien sind ihrem Wesen nach fluktuierend. Sie wechseln..forfcwährene 
an Zahl, Stärke, Bedeutung. Sie wachsen ,und vergehen. Daher kann bei 
rein politischer Parteigliederung die Minderheit_der.Gegenwart die 
Mehrheit der nächsten Zeit werden. Auf der Möglichkeit,,fortwährend 
fluctuierende Elemente in sich aufzunehmen, ruht nicht zum geringsten 
Teil die Hoffnung der Parteien auf Sieg im politischen Kampf: d*s hoch-
ste Recht einer politischen Minorität besteht d»rin, dass sie versuchen 
kann, Majorität zu werden». Vor diesem Recht der Minorität ist keine 
Majorität sicher und alle neuen Parteien haben als Minorität begonnen» 
Die3e yätze ruhen auf der Voraussetzung, dass das Volk politisch eine 
innere Einheit sei, wo diese Einheit mangelt, kann auch das.auf die 
reine Kopfzanl gegründete Mehrheitsprinzip nicht durchgeführt werden., 
besonders wo Gegensätze ein Volk ein für allemal derart scheiden, dass 
dass jene Voraussetzung der ixleichheit hinfällig wird. 
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Solche Gegensatze waren früher in erster Linie die r e 1 i — 
g i ö s e u ... Solange religiöse Fragen zu politischen gestempelt war--
den ist immer auf das haftigste gegen das Mehrheit sprincip opponiert 
worden. M a j o r i s i e r u n g i n r e l i g i ö s e n B i n * * 
g e n ist immer als unrechtmässig,als ein Ausdruck brutaler Gewalt 
empfunden worden. Furchtbar viel Elut ist geflossen, bis man sie "d̂ .rän 
gewöhnte, dass man in religiösen Dingen keinen Menschen raajorisieren , 
• • • ;_a- h - ' dürfe, eis man das Princip der Glaubensfreiheit anerkannte.. 
Solche Gegensätze sind aber heute die .nationalen. Jenes Fluc-
truieren und Wechseln, das die politischen Parteien auszeichnet, ist 
bei ihnen gänzlich ausgeschlossen. Der Deutsche von heute kann "nicht 
der slave von morgen sein. Dia lehre, de.ss wie in anderen, so auch in 
nationalen Fragen Mehrheit zu entscheiden hat, ist nicnt anders, als 
eine Deduktion aus ungenügend fundierten Prämissen. Es wird nämlich 
die für das jaajoritätsprineip notwendige innere Einheit des Volkes in 
einem Punkte vorausgesetzt, in dem sie nicht vorausgesetzt werden kann. 
18). Wenn man Majorisierung in religiösen tragen von je her als Brutä-
lisierung und d»her als eines Kulturstaates nicht wftrdig empfunden hat, 
so liegt das in nationalen Dingen ebenso. Frühere Jahrhunderte hiel-»-
ten es für eine selbstverständliche Aufgabe der Staatsgev/alt, die 
Kirche vom Staat abhängig zu machen, für die Einheit des religiösen 
Lebens zu sorgen und den Satz cujus regio, ejus religio mit. Gewalt zur 
Geltung zu bringen. Kirche und Staat haben sich jahrhundertelang be-
kämpft, bis man erkannte, dass Kirche und Staat, keine Gegensätze und 
und das Recht der Kirche nicht von dieser Welt sei. Die Anerkannung 
des Princips der Glaubensfreiheit und die Trennung von Kirche und 
Staat war das Resultat dieser Erkenntnis. Ebenso wie bei religiöser 
Unterdrückung, handelt es sich bei Anwendung des Mehrheitsprineips 
in nationalen uingen oder gat- bei Sntnationalisierungsversuohen, um. 
ein Uhrecht, die Verletzung eines inneren uutes, das durch keine Staats 
raison gerechtfertigt werden kann. MeGründej die den Satz: cujus regio 
ejus religio beseitigt haben, führen nicht minder zwingend zur B e — 
. • b " " - . ' S ' -
s e i t i g u n g d e s S a t z e s : c u j u s r e g i o , 
e. j u s n a t i o • 
18) Anmerkung: Jellineck. 
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den Nationalitätenstaat in Betracht, nicht für den Staat mit einer 
Hauptnation und Minderheitsnationen. Die Mindestgrenze nationaler Be­
rechtigung ist die Forderung der Gleichstellung in* den bürgerlichen 
Hechten, die in allen Kulturstaaten eine Selbstverständlichkeit ist.21). 
Zwischen dieser Höchst- und Mindestgrenze gilt es im einzelnen Fall ~ 
einen Ausgleich zu finden. Schutz^,-ig ist das ganze Eigenleben dey 
H.ation, mit Ausnahme-des rein politischen, denn ein selbstständiges 
politisches leben der Sation als Staat im Staate kann es nicht geben. 
Um aber der Nation die Möglichkeit zu geben, ihr kulturelles Leben nach 
eigenem Gutdünken zu pflegen und zu entwickeln muss sie rechtlich vom 
Staate getrennt werden, 'folzendorff teilt die Regelung des Verhält­
nisses zwischen Staat und Minderheitsnation in drei Gesichtspunkte:, 
a) F r e i h e i t y o m S t a a t : der Staat soll nur die notwen­
digsten Aufgaben erfüllen, soll ordnen und rechten undMen Minderheiten 
eine möglichst w ü t e Freiheitssphäre lassen, b) L e i" s t u n g e n 
d, e s S t a a t e s : Unterstützung der Minderheiten in ihren kultu­
rellen Bestrebungen, c) A n e r k e n n u n g s t a a t 1 i c h e r 
0 r g a n s t e 1 1 u u g — Aus letzterem muss in Consecnaen? der bür­
gerlichen Gleichheit auch das Recht auf B e t e i I i g u n g~ a » 
S. t a a t gefolgert werden. * 
lassen wir neben diesen abstrakten Erörterungen jetzt einige 
Stimmen aus dem Kreise der Politiker, Staats- und Reohtswissenschaftler 
zur Geltung kommen, die sich mit der praktischen Lösung der vorliegen- -
den Frage befasst haben. Bernatzik sagt: *. Jede Rationalität will nur-
von Angehörigen der eigenen Rationalität regiert, gerichtet: und ver* 
waltet sein. Ein empfindlicher gewordenes ^ationalgefühlibegnügt sich 
eben nicht mehr damit, dass der Einzelne mit staatlichen Organen ver­
kehrt, die ihn ausser lieh verstehen, die er versteht." Duparör zählt 
zu den persönlichen Rechten: freie Religionsausübung;, freien Gebrauch 
der Sprache, mündlich, schriftlich und vor Gericht; natürlich alle den 
übrigen Staatsbürgern zustehenden-Rechte. Die Collectivrechte der Min¬ 
derzeit sind: Autonomie, freie Organisation der Kirche, Schule, Wohl­
tätigkeitsanstalten und aller Jnstitutionen, die einen nationelen oder 
religiösen Character tragen; Verteidigung ihrer öconomischen und so­
cialen Stellung; Anerkennung als Körpersuhaft mit dem Recht Steuern zu 
erheben* Mitarbeit am Staat und zahlenmässige Repräsentation in der^ 
Volksvertretung. Zugleich verlangt er nachträglich W i e d e r g u t -
21) ÄnmerkYsl.- zu diesem Thema Wolzendorf: Grundgedanken des Hechtes der natio­nalen Minderheiten. -. . :* r : : °"iU 
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m a o h u n g aller während Krieg und Verfolgung begangenen Schä­
den. Jn seinem - in uerwReiehspostN erschienenen Artikel sagt 
Bundeskanzler Dr. J. Seipei:* Zur wahren Befriedigung der Welt 
wäre notwendig, den Staatsbegriff überhaupt der Revision zu un­
terziehen und nach einem System zu suchen, das irgendwann einmal 
die nationale Gemeinschaft und die natürliche Wirtschaftseinheit 
von der politischen Gemeinschaft, dem Staate unabhängig macht» 
Also: Trennung von Staat und Kation! Von den zahlreichen neueren 
Arbeiten und Entwürgen, die sich mit der Frage des Minderheits-
sehutzes befassen und die fast einstimmig eine internationale 
Regelung derselben verlangen, seien nur die wichtigsten erwähnt: • 
Die bereits mehrfach erwähnte Schrift von Wolzendorff; eine Ar-* 
beit von Eduard Schmid ("Wie können nationale Minderheiten ge­
schützt werden?1'); äer bekannte Entwurf den der norwegische 
Professor M. Halvdan Koht der Organisation Centrale poür une <-
paix durable einreichte (Avant-projet d'une traitet general rela-
tif aux droits des minorites nationales) der u.a. die Einsetzung 
internationaler Kontrollkommissionen und eines Nationali tätenge-¬ 
richtshofs verlangt; der ebenda eingereichte Entwurf von Baron 
Adelswärd; der der .Internationalen Völkerbundkonferenz in Bern 
und, später der Pariaer Friedenskonferenz unterbreitete Entwurf 
eines internationalen Vertrages über den Schutz internationaler 
Minderheiten im Staat von Professor Dr. Sobernheim und viele andere« 
Auf Grund dieser zahlreichen wissenschaftlicher- Arbeiten in" allen 
Sprachen und der noch eindrucksvolleren Sprache' der politischen e 
Wirklichkeit, -wird heute wohl auch der begeistertste Verfechter 
des Mehrheitsprincips nicht dem Satz widersprechen, dass es g 
P f 1 i c h t j e d e s K u 1 t u r s„ t ä a t e s i _s , 
s e i n e n a t i o n a l e n M i n d e r h e i t e n z u * 
s c h ü t z e n .und in ihren kulturellen Bestrebungen zu unter­
stützen. Um das Wie? dieses Schutzes, finden" hociv die heftigsten 
Kämpfe statt. _4 - " - - ;a, 
Welche sociale Gruppen sind nun als Nationein anzusprechen? 
Welche Gruppen geniessen einen besonderen Schutz1 als nationale 
Minderheiten? Jn der Praxis ist eine gesetzliche Begriffsbestim­
mung der Nationalitäten im objektiven Sinn nicht gut möglich, es 
müssen als© die Nationalitäten im Gesetz genannt und der ihnen zu­
teilwerdende Schutz von einem gewissen zahlenmässigen Minimum 
abhängig gemacht werden. Welche Personen sind aber als Glieder 
einer bestimmten Nationalität zu rechnen? Ebenso, schwer, wie das 
Wesen der Nation objektiv zu fixieren, ist es die Nationalität 
des E i n z e l n e n objektiv festzustellen. Es ist ein in der 
Literatur vielbesprochenes Problem, die Nationalität, des Einzel­
nen in objektivem Sinn zu bestimmen, d.h. festzustellen, von was-
für Merkmalen die Angehörigkeit an eine Nationalität in einar recht­
lich fassbaren Weise abhängt. Die wissenschaftlichen Untersuchun­
gen der neueren Zeit haben ergeben, dass es allgemeingültige, 
objektive Merkmale der Nationalität nicht gibt. Das Wesen der 
Nationalität kann daher in nichts anderem gesehen werden, als l>u 
nur im Bewusstsein aller ihrer Glieder bestehenden K u 1 t u r -
g e m e i n s o h a f t . Bestimmend für die Nationalität ist 
daher nur das Z u g e h ö r i g k e i t s h e wus s t s e in 
des Einzelnen. Jn Ermangelung einer objektiven Bestimmung der 
Nationalität, glCfcubt man vielfach zu Surrogaten greifen zu müssen; 
genannt werden Religion, Race, Sprache. Dass die Religion keines­
wegs ein Merkmal der Nationalität darstellt, geschweige denn mit 
ihr zu identificieren ist, haben wir bereits im ersten Capitel 
gesehen« Ebenso die Race; hinzu kommt, dass die Bestimmung der 
Abstammung des Einzelnen fast unmöglich und in der Praxis diese 
Bestimmung garnicht anwendbar ist. Wie liesse sich die Rechtsfrä--
ge, ob an einem Ort die für eine Minderheitenschule erforderliche 
Anzahl von Angehörigen der anderen Nationalität vorhanden ist, 
nach ethnologischen Merkmalen entschieden, sollte eine ärtzliche 
Li 
Kommission Schädelmessungen vornehmen? fragt Renner ironisch. 
Viele Schriftsteller glauben das beste Mittel für Bestimmung der 
Nationalität in der Sprache gefunden hu haben, dabei gehen aber 
die Ansichten auseinander, ob die Muttersprache, die ümgangsspra-
che, die Haushaltspräche (Schweiz) oder die Familiensprache zu : 
entscheinen habe. Dass die Umgangssprache.ein völlig ungeeigne­
ten Mittel ist, ergibt sich aus der Tatsache, dass die Glieder 
völkischer Minderheiten zu einem grossen Prozentsatz zwei oder 
mehrere Umgangssprachen haben. Dasselbe Bedenken bezieht sich auch 
auf die Haushalts- und Familiensprache; diese beiden, wie die 
Muttersprache, lassen sich sehr schwer bestimmen und ist dieses 
eigentlich nur durch das Bekenntnis des Einzelnen möglich.(Volks-
Zählung in Ungarn). E s g i b t a 1 s os z u ti* F e s t- s t e 1-
l u n g d e r K a t i o n a l i t a t k e t r ä t i n d e r e" 
p r a c t i s o h d u r c h f ü h r b a r as A r t V* a 1 s d a s 
B e k e n n t n i s d e s E i n z e l n e n z u s e i n e r 
N a t i o n > Alle Schriftsteller, die das Kenntzeichen der Natio­
nalität lediglich auf die Sprachgemeinschaft abstellen' und- dabei 
betonen, dass die, moralischen Elemente der- Erinnerung, der Kul­
tur und des Lebenswillens, an deren Wesentli'chkeit für die Annah­
me des nationelen Charakters einer Menge an und für1sich nicht zu 
zweifein ist, nicht berücksichtigt werden können/ da ihre Fest­
stellung nicht mit derjenigen Bestimmtheit erfolgen kann, wie sie 
für eine, rechtlich zu wertende Erscheinung erforderlich ist.22).> 
- sie vergessen, dass gerade das freiwillige Bekenntnis des Ein-
zeinen zu diesen Elementen eine rechtlich erhebliche Tatsache ist, 
wie sie präeiser der Staat durch seine Feststellung „von Sprache p 
Religion oder Abstammung nie erreichen kann.- Bie Nationalität im 
älteren Sinn dieses Wortes, der nur die Abstammung als: gültig an­
erkennt ,- das Wort kommt ja von »natus" her^- wird siph freillch-
nie nachweisen lassen; die Nationalität im neueren- Sinn des Wor­
tes lässt sich durch das Bekenntnis äusserst leicht^nachweisen. 
Jm neueren Sinn bedeutet die Nationalität nämlioh ein Gefühl der 
Sympathie, ein Sich-eis-wisseu mit der Geschichte und der Zukunft, 
wie mit der Gegenwart eines Volkes, mit seiner I^xltur.23)» , r 
Da das Bekenntnis das einzige gültige Kenntzeichen der 
Nationalität ist, muss auch die Frage beantwortet werden, ob man -
sich auch zu mehreren Kationen, bekennen*kann und: ob man sich über­
haupt zu einer bekennen muss. Die erste Frage3ist entschieden zu 
verneinen, die zweiten zu bejahen, doch ist dabei anzunehmen, -
dass ein Mensch, der sich als "nationslos" erklärt} sich jener -
Nationalität anschliesst, die an s&inem Wohnort, die, Mehrheit dert. L 
ansässigen Bekenner bildet. - M i a >%'-- - v » \ t * a 
Zum Schluss sei noch ganz kurz die viel umstrittene Frage 
des Nationalkatast^rw gestreift* Wenn von,vielen Seiten darauf hin­
gewiesen worden ist, dass der Staat, wie die nationalt Minderheit 
unbedingt Wert auf ein öffentliches Bestandverzeichnis ihrer :• _ 
22) Anmerkung: Opet. " ' 
23) Anmerkung: Bejnatziok, . 
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sich zu ihr bekennender Mitglieder legen müsse, sq, ist ebenso oft 
erwiedertrorden, dass ein Nationalkafeaster nur ein Mittel zur zwangs­
weisen Entnationalisierung sei. Bs würde nämlich ein nicht unbedeu­
tender Teil der Minderheitsangehörigen durch Drohungen und Terrorakte, 
wie auch infolge gerechtfertigter oder ungerechtfertigter Furcht die 
Anmeldung zum Kataster unterlassen. Wenn auch vieles gegen <̂ ie Anle­
gung von Kationalkatastern ins Feld geführt werden mag, so scheint 
es doch unumgänglich notwendig, den Personenkreis einer Minderheit 
durch öffentliche und öffentlichen, Glauben geniessende Bücher fest­
zulegen, wobei allerdings das Prinoip der freien Bestimmung der Natio­
nalität im Gegensatz zum System der sog. Zwangskatastierung gewahrt, 
werden muss. ; :. .,.3- v 
Jn seiner im Jahr 1910 in Wien gehaltene^ RektoraJarede sagt 
F^-'md Bernatzik, dass den Menschen die höchste Kultur nur durch .sopj-
- ssmste Pflege ihrer nationalen Empfindungen vermittelt werden kann 
und schliesst seine Ansprache - den bekannten Ausspruch Grillparzers 
variierend - mit den Worten: V o n d e r N a t i o n a l i t ä t -
d u r c h d i e H u m a n i t ä t - z u r h ö c h s t e n K u l ­
t u r ! Per berühmte Staatsrechtslehrer Georg Jellineck aber tritt 
in einem von der juristischen Gesellschaft zu Wien 1898 gehaltenen 
-Vortrag glühend für das H e c h t d 8 I M i n o r i t ä t e n ein. 
Er eröffnet die Aussicnt in eine furchtbare Gefahr, die der ganzen 
Givilisation drohe, wenn mit der zunehmenden Demokratisierung der 
Gesellschaft das Majoritätsprincip zur unumschränkten Herrschaft ge­
lange. Wenn die in der demokratischen Gesellschaft vorhandene Tendenz 
zur Gleichmachung und Mvellierung auch auf die freie Entwicklung der 
Jndividualität und Minorität ausgedehnt werde, so müsse die Gesellten 
schaft, in Öde geistige und sittliche Verflaehung und Versunpfung ver­
fallen, denn aller Fortschritt in der Geschichte ist seinem Ursprung 
nach das Werk von Minoritäten gewesen.24). S o k o n z e n t r i ert 
s i c h b e i d e n n a t i o n a l e n M i n d e r h e i t e n 
d e r d o p p e l t e A n s p r u c h a u f S c h u t z a l s 
K a t i o n u n d S c h u t z a l s M i n o r i t ä t .Gelingt 
die Lösung dieses Problems nicht, so droht eine Stockung in der Ent­
wicklung von Kultur und Civilisaiibon und das Blutvergiessen des Welt-
i 
24) Anmerkung: Vergl. hierzu auch Schillers Wort:"Was ist die Mehr­
heit? - Mehrheit ist der Unsinn! Verstand ist stets bei wenigen nur 
gewesen.» 
krie^es war nicht das letzte. Daher lautet eine der wichtigsten For­
derungen der Gegenwart: S c h u t z d e r M i n d e r h e i t e n * , 
b e s o n d e r s d e r n a t i o n a l e n ! 
Der Gedanke des Minderheitenschutzes' ist kein Postulat der 
Tagespolitik, er ist eine"mächtige Jdee, die mit den Worten:" Selbst» 
bestimmungsrecht, Freiheit der Nationen, Autonomie* in die Welt ge­
worfen worden ist und sich nun nicht mehr aus dem Bewusstsein der 
Menschen auslöschen lässt. Die Weltgeschichte lehrt, dass jede neue 
grosse Jdee sich gegen scharfWiderspruche hat machtvoll durchsetzen 
müssen, dass sie nie hat durch Mittel äusseren Zwanges unterdrückt 
werden können. Die Nationen und Staaten haben es am leichtesten in 
der Geschichte gehabt, die diese neuen Jdeen am frühesten verartanden 
und sich zu eigen gemacht haben. Wehe aber den "Staatendie kurzsich­
tig die Forderungen der Gegenwart - auch wenn sie von Minoritäten 
vertreten werden - nicht verstehen und versucheny sich dem Gang" der ' 
Weltgeschichte entgegenzustellen. -1 ~ 
n Der Staat muss untergehen früh oder spät, ̂  
Wo Mehrheit siegt und Unverstand entscheidet.H . -
III* MACHTPOLITISCHE UND RECHTPOLITISCHE LöSUNG'DES " . 
MINDERHEITENPROBLEMS• r-
Ebenso alt wie die Geschichte der nationalen Minderheiten 
ist die Geschichte ihrer Verfolgungen. Sicht weniger interessant, 
nicht weniger blutig, grausam und heldenhaft aber geringer in sei­
nem Aereiiiass un* seinen Folgen als andere Ereignisse der Weltge­
schichte, ist dieser Teil derselben bisher stiefmütterlich in der 
Geschichtsschreibung behandelt worden; nicht nur weil ihm die Be­
stimmung von Völkerschicksalen, gewaltige Schlachten und lärmendes 
Heldentum meist nicht eigen sind, sondern vor allem, weil es der 
Mehrheit, die immer mit unendlicher Ueberlegenheit den Kampf ge­
führt hat, auch anheimgestandöU hat, diesen Kampf still zu fuhren, 
Mitteilungen über denselben -und über die in ihm angewandten Kampf­
mittel nicht an die Oef fentlichkeit gelangen zu lassen und die Ge*-
schichte zu ihrem Besten zu fälschen. Auf der einen Seite die ab­
solute Ueberlegenheit an Zahl und Mitteln, brutaler Vernichtungswil­
le, Verständnislosigkeit, häufig Missgunst und rein materiielle_ 
Motive - auf der anderen zähe Verteidigung überkommener kulturel­
ler Güter durch eine Handvoll Menschen, die ohne Aussicht auf einen 
Sieg, auch ohne Aussicht auf dauerhaften Frieden nur die Hoffnung 
•haben durch zähes Durchhalten ihre Existenz zu fristen - so ist 
dieser ungleiche Kampf geführt worden, so lang es nationale Min­
derheiten gibt. D i e G e s c h i c h t e d e r s e l b e n 
i s t e i n e L e i d e n s g e s c h i c h t e . - _ 
Die Motive, denen die nationale Unterdrückungspolitik ihre 
Entstehung verdankt, sind zu allen Zeiten und in allen Ländern ver-
sohiedene gewesen: Unduldsamkeit oder Verständnislosigkeit, uralte 
oder neue, künstlich aufgepeitschte völkische Gegensätze, Hass oder 
Verachtung, Missgunst und Habgier, Rachsucht, Unfähigkeit ei^en 
mehrsprachigen Staat zu regieren und ein System zu begründen, das»? 
den "lästigen* Minderheiten eine rfichtlieKe Stellung sichert, und 
nicht zuletzt kalte politische Berechnung, wenn ein morsches Staats« 
System durch Entfachung chauvinistischer Leidenschaften gestützt, 
das Auge der Bürger von bestehenden Mängeln abgelenkt oder die 
Schuld an diesen anderen zugeschoben werden soll, wenn durch das -
Princip "divide et impera" das staatliche Jnteresse auf Kosten-des 
nationalen gestützt werden muss - es sind keine klugen, keine edlen 
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Motive, von denen der nationale Chauvinismus sich leiten lässt! 
Sicht nur mit allen Hilfsmittel» von Verwaltung, Gesetzgebung und 
»Recht"sprechung ist gearbeitet worden, man ist in diesem Kampf 
gegen nationale Minderkeiten selbst nicht vor Verbrechen zurück­
geschreckt und Verfassungsbruch, Meineid, Betrug, Verrat und po­
litischer Mord sind oft ^enug willkommene Waffen gewesen. Die na­
tionalen Minderheiten haben ihren Geschichtsschreiber noch nicht 
gefunden; das Material ist gross und Vorarbeiten" kaum vorhanden; 
vielleicht sind auch die Erinnerungen an alte Schrecknisse durch 
den Eindruck neuer, schlimmerer immer wieder verwischt worden. Es 
könnte Bande füllen, was die christlichen Völkerschaften in der 
Türkei erlitten, wasfür grausamenQuälereien und Massacres: sie aus^ -
gesetzt gewesen sind; was die Judea im Ghetto*/ durch Ausweisungen 
und Pogromue erlitten; was die Franzosen im Blsass und Belgien­
getan, wem die Nationalitäten in Oesterreich ausgesetzt gewesen;? 
was die Engländer in Jrland verbrochen, die bereits jahrhunderte*-
lang brutal aber fruchtlos das Jrentum" bekämpft hatten, als über­
haupt die breitere europäische Oeffentlichkeit auf diese Wunde im 
Körper Grossbritanniens aufmerksam wurde und erkannte," dass hier 
eine an zäher Planmässigkeit weder von Russland, noch von der Türkei 
übertroffene Ausrottungspolitik betrieben wurde; wa.s Russland 
durch seine ebenso harte, wie kurzsichtige und plumps-Russifizie-
rungspolitik, durch Verfassungs- und Worthruch in Finnland, dem . 
Baltikum, Littauen, Polen und Kleinrussland gesündigt! Es könnte - -
Bände füllen, was noch im zwanzigsten Jahrhundert, während dem * 
Kriege von Kulturstaaten an ihren nationalen Minderheitea wfeinfi-
licher" Nationalität, deren besten Söhne im Kampf für ihren Staat"-
und gegenuihre Volksgenossen an der Front standen, verbrochen ' 
wurde; was auch heute noch, nachdem ein Weltkrieg für die Befrei­
ung der Nationen geschlagen wurde und die Worte "Freiheit und' ~ 
Selbstbestinimung der Nationen" zum Heiligtum1 aller Völker gewor­
den sind, in Jtalien, Polen, der Tschechoslovakei, Rumänien und 
vielen anderen Staaten mit den nationalen Minderheiten gemacht 
wird! 
Die ersten Staaten, die verfassungsmässig die Gleichbe­
rechtigung aller Nationalitäten anerkannten, waren die Schweiz 
und Oesterreich* Der internationalen Sozialdemokratie a.Uft gebührt 
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die Ehre, als erste bewusst gegen die Vergewaltigung nationaler 
Minderheiten aufgetreten zü sein. Schon der IV. internationale so-
cialdemokratische Kongress beschliesst im Jahr© 1905, dass jede 
kulturelle Angelegenheit aus den Händen des Staates und seiner 
Organe in die Hände der betreffenden nationalen Minderheit über­
gehen soll. Hessen brandmarkt die absurde und aussichi~slose Russi-
fiziarungspoiitik der russischen Regierung und verlangt das Recht -
der kulturellen Selbstbestimmung für alle Nationalitäten. Bauer 
und Renner betonen den Wert der nationalen"Gemeinschaft im kultu­
rellen Leben. J e d e N a t i o n r e p r ä s e n t i e r e e i ne 
b e s o n d e r e K u l t u r . K u l t u r m e n s c h w i r d 
m a n n u r d u r c h A u f s t i e g i h - d i "e ~ n ä t i o n s -
1 e K u 1 t u r g e m e i n s a h a f t . "Die Arbeiterklasse ' 
weiss, dass sie... in der kapitalistischen Gesellschaft doch nie -
in den vollen Besitz der nationalen Kultur gelangen kann. Erst die" 
socialistische Gesellschaft wird die nationale Kültur^zum Besitz des 
ganzen Volkes Und dadurch das ganze Volk zur Nation machen"25). 
»Jnternationalität bedeutet, dass ich anderen Nationen die gleichen 
Rechte zubillige,- die ich für-die ̂ eigene verlang«"....Eine Unter­
scheidung der Völker in höhere berechtigte'grosse und minderberech­
tigte kleine....ist unvereinbar mit international^* Denken...Einen 
Teil des Kampfes der aufstrebenden Demokratie gegen "die Bürokratie 
bildet der Kampf gegen deaen Methoden gewaltsamer nationaler Unifof-
mierung...Wir müssen gegen die Vergewaltigung der nationalen Minori¬ 
täten auftreten, weil wir uns als Sozialisten und Demokraten gegen ~ 
jede Vergewaltigung einer Volksschicht im Staate und in der Gesell­
schaft wenden müssen"...26).Dass die Sozialdemokratie allerdings ihr 
Projgranm nicht nur aus altruistischen Gründen mit der-Last des Min­
derheitenschutzes beladen; bringt Kautsky klar zuraTAusdruck, wenn er 
sagt:"Nicht aus Jnteresse für die Nationalität, sondern nur aus Jn*-
teresse'für die Demokratie sind wir gegen-jede Vergewaltigung na-.'" ~ • 
tionaler Minderheiten." - Dite inzwischen" in" vielen Staaten zur" "~ 
Herrschaft gelangte Demokratie hat genau ebensowenig wie ihre Vor­
gänger, die' so verrufenen absolutistisch regierten Staaten, daran 
gedacht, diese guten Vorsätze aus den Kindheitstagen ihrer Geschich­
te der Erfüllung näher zu bringen! -
Bin Charakteristikum, das den nationalen Verfolgungen über-^ 
all und jederzeit eigen war und das sie mit den religiösen gemein-*, 
saa haben, das ist - ihre Erfolglosigkeit.Die Geschichte aller unter­
drückten Völker lehrt es, dass nationale Unterdrückung fast stets-
ihr Ziel verfehlt hat. Abgesehen von den Fällen, wo eine kulturell „' 
niedriger stehende Minderheit von der kulturell; höher stehenden 
Mehrheit aufgesogen wurde, ist die Entnationalisierung eines Volks*» 
Stammes nur äusserst selten und nur unter Anwendung grausamster* ^ 
Härte gelungen. Heute erscheint ein derartiges Vorhaben ausgeschlossen 
weil alle auf einer höheren Kulturstufe stehenden Nationalitäten eine 
eigene Schriftsprache und Literatur besitzen, weiL das Zusammenge*-
hörigkeitsgefühl bei ihnen stark ausgeprägt ist und keine» Nationa­
lität der anderen kulturell so weit überlegen ist, dass ihr diese 
Tatsache allein von vorn herein ein bedeutendes Uebergewicht zu ge­
ben vermöchte. Heute, mehr als früher, hat die nationale Jdee eine 
Kraft und Tragweite und zeitigt Wirkungen, wie sie nur, die religio- . 
sen des 16. und 17. Jahrhunderts hatten. Auch ihr ist mit Gewalt nicht 
beizukommen* Das gepeinigte Volk wird blos härter, hasserfüllter1. 
opfermutiger. Zum starken Band der Liebe, für das eigene Volkstum fc 
tritt als ebenso starker der Hass gegen seine Unterdrücker. Männer 
stehen auf, die ihre Arbeit und ihr Leben .für., ihr Volkstum in die 
Wagschale werfen und ihm noch nach ihrem Tode als Märtyrer voran­
leuchten. Ein bedanke aber gibt den Unterdrückten immer neue Kraft 
zum Aushalten: Die Erwartung des Tages der Vergeltung! ... - ' v f 
Alle Versuche, die Frage der nationalen Minderheiten auf dem 
Wege machtpolitischer Eingriffe zu lösen, sind zum Scheitern verur­
teilt, weil Druck immer Gegendruck erzeugt. Aber abgesehen von sei¬ 
ner Erfolglosigkeit ist ein derartiges Unterfangen psychologisch 
wie politisch grundfalsch! Man verlangt von den nationalen Minder­
heiten Loyalität, brutalisiert sie dabei und stösst sie zurück; 
ist .... 
man wirft ihnen irredeniäische Bestrebungen vor und treibt sie gera*^ 
dezu dem Jrredentismus in die Arme; man verlangt von ihnen Patriot 
tismus und will die Liebe zum heimatlichen Staat mit der Peitsche 
erzwingen; man wirft ihnen revolutionäre Umtriebe vor und eröffnet 
ihnen nur den einen Weg zur Befreiung, der Hand in Hand mit den 
radikalsten Zeitströmungen geht! . 
, Häufig wird die Befürchtung ausgesprochen, dass eine zu 
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grosse Selbstständigkeit der nationalen Minderheiten der Bildung 
einer Jrredenta in ihrem Lager Vorschub leisten müsse, dass ihre ' 
Selbstverwaltungsorgane dazu verleitet würden, Anschluss an den 
Staat zu suchen, in dem ihre Kation die Mehrheit bildet» Tatsäch-
lieh sehen wir das gerade Gegenteil: wenn eine Minderheitennation 
sich in ihrem Staate wirklich "zu Hause" fühlen kann, wenn sie 
sich frei und allen anderen gleichberechtigt weiss, so fällt für 
sie jedes Motiv fort, sich nach Anschluss an irgendeinen anderen 
Staat zu sehnen, Bs bestätigt sich hier der alte Brfahrungssatzt 
ubi bene - ibi patria und es entwickelt sich bei der Minderheit 
neben dem nationalen Stamiaesbewusstsein Anhänglichkeit und Liebe 
zum Staat, dem sie nun einmal angehört» Das typischste Beispiel 
für diesen Fall bildet die Schweiz, wo es weder den Deutschen 
noch den Franzosen oder .Italienern einfällt, Anschluss" an ihre 
grossen Nationalstaaten zu suchen« Neben vielen anderen Beispie­
len kann man hier auch die Deutsch-Balten nennen, die nicht an 
eine Vereinigung mit dem Deutschen Reich gedacht haben, solange 
ihre Stellung im russischen Staat eine befriedigende war, wobei 
diese Tatsache ihrem Stammesbewusstsein keinen Abbruch getan hat» -
Jede Unterdrückungspolitik muss nicht nur die Loslösungsbestrebun¬ 
gen innerhalb der nationalen Minderheit); sondern auch den Jrreden-
tismus in den benachbarten Nationalstaat verpflanzen, wo die hier 
unterdrückte Minderheit die Mehrheit des Staatsvolkes bildet» 
Dieser wird seine Eroberungsabsichten - "mit Recht oder Unrecht -
immer mit dem Mantel der sittlichen Pflicht gegenüber den Uner-
lösten bekleiden und unter diesem Vorwand immer wieder den Frieden 
der Welt gefährden können. Ist hingegen die Lage einer nationalen 
Minderheit in jeder Hinsicht eine befriedigende, so wird dieses 
auch die Eroberungsgelüste der Nachbarn wesentlich herabdrüokeni 
Recht und billig ist es, wenn der Staat von allen Bürgern, 
auch von denen, die einer nationalen Minderheit angehören,, Patrio­
tismus verlangt, Liebe zum heimatlichen Staat. Liebe lässt sich 
aber nicht erzwingen. ̂ Daher werden die schlechtesten Patrioten 
in den Ländern erzeugt, wo der Staat einen Druck in nationaler 
Hinsicht ausübt.. Andererseits werden in den Staaten, wo nationa­
le Freiheit herrscht, die Angehörigen der Minderheitsnationen 
Ii 
ebenso patriotisch empfinden, wie die der Mehrheitsnation. 25). 
25) Anmerkung: Dr. Spindler. 
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Jst es nicht unmenschlich, Loyalität und Liehe zu verlan­
gen, wenn man nichts als Unduldsamkeit und Hass zu*gehen vermag? 
Jst es nicht eine Barbarei, wenn den Söhnen einer nationalen Min¬ 
derheit, die im Kampf für den Staat an der Front stefuen, ihr 
Hab und Gut geraubt wird und man ihre Angehörigen den schlimmsten 
Unterdrückungen aussetzt - alles nur aus "Patriotismus11! Selten 
ist ein erhabener Begriff so missdeutet, so missbraucht worden, 
wie dieser! D e r f a l s c h e P a t r i o t i s m u s mei­
stens ein Zeichen engen Horizontes, sittlicher Mangelhaftigkeit 
oder rückständiger Entwicklung, offenbart sich in kritiklosem An­
preisen von allem, was dem eigenen Volkstum eigentümlich ist, in 
der Verachtung alles Fremdländischen. Wohin diese Ueberhebung des | 
eigenen Volkstums und der eigenen Kultur, das Pochen auf eine von 
fremden Einflüssen unberührte Unkultur, die Verachtung alles frem­
den führen kann, das sehen wir im alten Chinesenreich, das in j 
Schmutz und Verkomm, r» erstickte, sich aber nichtdestoweniger 
für göttlich und die übrige Menschheit für barbarisch hielt! Jst 
es nicht ein typisches Charakteristikum aller wilden Völker, dass 
sie alles Fremdländische verachten und ihre selbstgeschaffenen 
Einrichtungen und ihre Sitten für den Gipfel der Vollendung halten? 
P e r w a h r e P a t r i o t i s m u s hat mit dem Geist der 
Verneinung und Verfolgung ebensowenig gemein, wie die Liebe mit 
dem Hass. Die Angehörigen jeder Mehrheitsnatfon sollten aus ihrem 
Patriotismus diesen Geist der Verneinung und•"des" Chauvinismus 
ausschalten, sie sollten sich sagen, dass »salus rei publicae 1 
suprema lex esto;* sie sollten zum Bewusstsein kommen, dass die 
» Bürgerpflicht nicht in der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Glau­
bensbekenntnis oder einem bestimmten Volkstum, sondern in der 
gewissenhaften Jdentifizierung des Einzelnen mit den Jnteresseh 
des Staates besteht" - und sie sollten es den Angehörigen der Min­
derheitsnationen nicht so furchtbar schwer machen,,patriotisch / 
zu empfinden! 
Wohl der folgenschwerste Fehler nationaler Unterdrückungs­
politik ist in der Tatsache zu suchen, dass die missachteten Be­
strebungen der Minderheiten sich leicht mit den radikalsten Zeit­
strömungen verquicken. Wir sahen bereits, dass der Nationalismus im 
19T. Jahrhundert einen starken Rückhalt bei der Demokratie fand; 
heute ist es aber nicht mehr die Demokratie",, bei welcher der 
N a t i o n a l i s m u s Z u f l u c h t s u c h t u n d 
Sondern 
f i n d e t;'- d e r K o m m u n i s m u s . E s l i e g t a u f 
d e r H a n d , d a s d i e V e r q u i c k u n g d i e s e r 
b e i d e n J d e e n f ü r d i e W e 1 t e i a e- u n g e -
h e u r e G e f a h r b e d e u t e t . Es ist Tatsache, dass* 
in immer steigendem Masse sich k o m m u n i s t* i s c h e 
f>ro. p o g a n d a und A g i t a t i o n g e g e n n a t i o -
n a l e U n t e r d r ü c k u n g zu vermengen beginnen» Bei • 
allen unterdrückten Völkern, in den polnischen Ostmarken, wie in 
der Bulgarischen Jrredenta, in Jndien wie im Ruhrgebiet «i findet* 
die kommunistische Propaganda einen aufnahmefähigen Boden. Nicht 
nur, weil sie an die in solchen Fällen immer vorhandenen Staats- -
feindlichen», negierenden Elemente appeliert,- sondern weil sie » 
als praktisches Beispiel die Lösung der nationalen Frage im kommu-
nistischen Russland jedermann vor Augen führen kann.- Die * Jfg-
Kmjmyw npae HapoßQB PO C C H K " v 0 r a 2.XI?' 1917 nimmt zur nationa-
len Frage folgendermassen Stellung: 26) CloBöT HapO/ipbDC KöJßtccapOB. pO-
mji noioHKTB 3 ociiouy cBooü jjßüTQJibEOQfm no Bönpoqy* <yiwfy.<xi£üib~: 
iiocthx Focciiii cjiG/ryMujie naaajxa: "": * .« ' * '•' - ' : 
1/ PaBÖHOTBO H OyaOpeHHOCTB liapOßOB PÖCCMH, " 9.•-- - t! * ; 
2/ Ilpaao iiapo^oB Poccint na obo^o/JH-oö caMoonpc^GÄOHho BnjioTB 30 otäö-
jiömR ii odpaooDaiiiiH awocTO/iTöjiBHoro rooy/ppoTBa,* ' = 
3/ OriQua. bcgx h bqhkhx iTaû OriajiBiocx h imî iô a«B]3p-̂ .iiiraooi2:ix uphbk-
• £criiii M prptuipr-iOHiiä. :- - - • 
4/ ÖBOÖOÄHoe xuaoviTiia Haun"cKa?ibi-iHX M O H B ' Ö I H O T B H 9THörpanMqecKMX rpyn; 
iiace.iHioüjix ToppiiTojjHio Poce-wa, a M •• ... •«-' : 
Auch die ausserordentlich konzilianten Bestimmungen des 
KoMHCoapnaT no pßmw naî iOJ.-ra jibhoctgm /QocTasoEjishh© 0 KyjiBTypno-
ITpooBOTHTejiBHoü Komhoohh npw Hapo/tHoM KoM^opapnaT© no $6j©m Han^oHavii 
HocTeü 5.71.1918, 0 Ha^o.HfuiBRHX niKOJiax 7, 13, 20.711.1918, _ / 
haben dazu beigetragen, die nationalen Gegensätze in Russland zu 
entspannen und die Frage ihrer theoretischen Lösung entgegenzu-
führen. De Vries beschäftigt sich in seinem interessanten Buch 
über die Ssowjetunion 27) eingehend mit der Nationalitätenfrage: 
26) Anmerkung:ÜOJiKTMKa ooReiOKoä B M C T H no iiD^yio^hjihRoi^r soapocy äa 
TpH ro.na, I9I7-XI-I92Ö. 
27) Anmerkung: Die Ssowjetunion nach dem Tode Lenins. A. de Vries» 
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daselbst:" So wie die Dinge heute liegen hat die kommunistische : 
Partei in Ssowjetrussland die nationale frage theoretische gelöst» 
Jn der Theorie existiert in der Ssowjetunion heute keine nationale 
Frage mehr. Denn in der Ssowjetunion wird heute ein jeder von ei­
genen Volksgenossen verwaltet, gerichtet und unterrichtet 
Die Muttersprache gelangt heute in der SSowjetunion zu einem Hecht, 
und zwar nicht nur in den Schulen, sondern auch im ganzen staat­
lichen Appaat." Auf das nachdrucklichste weist de Vries auf die 
Gefahr hin, die allen Staaten mit unzufriedenen nationalen Minder­
heiten, durch die kommunistische Propaganda droht:" Die Nationali­
tätenpolitik SSowjetrusslands hat zwei Gesichter:"einerseits will 
die kommunistische Partei die Spannung innerhalb der Ssowjetunion 
vermindern, andererseits sollen durch die Unterstützung der natio­
nalen Bewegung die Feinde Ssowjetrusslands an der 'festgrenze ge=*_ 
schwächt und womöglich vernichtet v/erden.... So sehen wir, dass 
vom Jnteresse der ?/eltrevolution und der kommunistischen Partei 
ausgehend die Ssowjetregierung an ihrer Westgrenze die nationale 
Bewegung schürt und unterhält....dass die gewaltige Kraft...ihre*.• 
Propaganda in nationaler Hinsicht sich bis weit nach Mitteleuro­
pa hineien ausgebreitet hat....Darum bedeutet die Politik der na-» 
tionalen Unterdrückung nicht nur ein Berbrechea gegeg das Recht 
der politischen oder kulturellen Selbstbestimmung der Völker,' 
sondern auch ein Verbrechen gegen Europa"Vweil durch diese kurz-» 
sichtige Politik...der kommunistischen Partei die Möglichkeit ge­
geben wird, ihre alle Kultur und Oivilisation vernichtenden Me­
thoden immer weiter nach Europa hineinzutragen...Man sollte sich 
endlich darüber klar werden, dass jeder Tag, den man verstreichen 
lässt, ohne das nationale Problem einer Lösung zuzuführen, einen 
Schritt weiter auf dem Wege zur Bolschewesierung Europas und der 
Welt bedeutet." Fürwahr - eine ernste und eindringliche-Sprache! 
Jnnerhalb der Bestrebungen vieler Staaten die nationale;. 
Frageunter Uebergehung von Recht und Billigkeit durch machtpoliti­
schen Eingriff zu lösun, können wir zwei Systeme unterscheiden: 
beiden ist das Bestreben gemeinsam, sich ihrer nationalen Minder­
heiten gänzlich zu entledigen. Zum ersten System gehören die>fnter 
dem Namen "fintnatioualisierungspolitik" bekannten Versuche vieler» 
Staaten ihre nationalen Minderheiten durch einen schonungslosen 
Vernichtungskampf auszurotten, d.h. sie in die Mehrheitsnation 
aufzunehmen oder durch ühikenen und Verfolgungen zur Abwanderung 
zu bewegen.- Zum zweiten System rechnen wir Versuche und Vorschlag 
ge, die darauf hinauslaufen, auf einem friedlichen und weniger 
brutalen Wege, ohne offenen Kampf aber ebenfalls durch machtpo­
litischen Eingriff, aie Minderheitenfrage zu lösen« Wir können 
diese Versuche als die machtpoIitische Lösung im engeren Sinn be­
zeichnen. - • ' 
Auf das häufig niederträchtige System der Entnationali- -
sierung näher einzugehen, erübrigt sich hier; wir verweisen kurz 
auf die Hauptpunkte, an denen die Entnationalisierungsversuche 
ansetzen; die Minderheitssprache wirs systematisch aus Schule,^ 
Kirche, Verkehr und Verwaltung verdrängt; die Anstellung im Staats­
und Gemeindedienst den Minderheitsangehörigen untersagt und sie 
gewerblicher Zurücksetzung und poliae.UkKtft- Chikanen unterworfen; 
die Gerichte in den Kationalitätenkumpf hineingezogen; durch 
Wahlkreisgeometrie den Minderheiten die parlamentarische Vertre­
tung genommen oder doch geschnitten und sie jeglicher parlamen­
tarischer- Majorisierung ausgesetzt; die freie Religionsausübung 
wird verhindert; am heftigsten richten sich natürlich alle Ent-
nationalisioEügsveisuche gegen die Schule und das Bildungswesen, 
wie auch hier der schärfste Widerstand der Minderheiten zu Tage 
tritt. Der Presse liegt eine wichtige Aufgabe in diesem Kampf ob; 
wo die nationale Presse des Mehrheitsvolkes nicht ausreicht, wer­
den häufig offieiöse Organe der Regierung iu der Sprache der Min­
derheit herausgegeben. Schulen, Kirchen Theater, Vereinslöcale_ 
werden geraubt; eine besonders tückische, weil mit dem Schein des 
Recht« umkleidete Massnahme,^sind die Enteignungen von Grund und 
Boden, besonders die sogenannten Agrarreformen.,Das brutalste 
Mittel aber sich seiner nationalem Minderheiten zu entledigen -
ist die Ausweisung des lästigen Volkselements und seine Ersetzung 
durch Zuwanderer der eigenen Nationalität. Es sind in. den letzen 
fahren Massenausweisungen und Umsiedelungen vorgenommen worden, 
gegen die selbst die Zahlen der Völkerwanderung verblassen. Ei­
nige hunderttausend Griechen, fast eine halbe Million Bulgaren, 
zahlreiche Magyaren, im Ganzen weit über eine Million Deutsche 
haben wegen der Unleidlichkeit der Zustände ihre Heimat verlasses 
müssen oder sind direkt aus ihr vertrieben worden« So sind in 
Polen allein aus Westpreussen und Posen etwa 800.000 Putsche 
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durch Chikanen oder direkte Ausweisung zur Abwanderung gezwungen 
worden;28). erschreckend gross ist auch die Zahl der ams der 
Tschechosloyakei und Frankreich ausgewiesenen Angehöriger.anderer 
Nationalitäten. _ . ' .. , 
Wenden wir uns nun denjenigen Versuchen und Vorschlägen 
zu, die ebenfalls das Minderheitenproblem auf dem Wege machtpo­
litischen ,Eingriffs lösen und den Staat von seinen Minderheiten 
befreien wollen, die aber nicht mit den brutalen Mitteln der Ent­
nationalisierung, mit offenem Kampf rechnen, somdera Vertrag 
oder formales Recht gelten lassen. Ein grosser Teil von ihnen 
stösst in praxi auf so grosse Schwierigkeiten und &at vor allem 
so viel Härte und Unbilligkeit im Gefolge, dass er- ein* kaum min­
der verdammenswertes Urteil verdient, als die Entnationalisie­
rungsversuche. Dieses gilt z.B. von dem vielerorts dur enge führ-, 
ten Vorschlag, d i e n a t i o n a l e n M i n d e r h ei t e n 
i h r e s G r u n d b e s i t z e s z u e n t e i g n e n . 
Da der Grundbesitz zweifellos den Lebenswillen einer nationalen 
Minderheit stärkt und seine Enteignung mithin die die nationale 
Eigenart der Minderheit auflösenden Tendenzen unterstützt, scheint 
sie im Jnteresse eines national einheitlichen Staates sich recht­
fertigen zu lassen. Da zudem die Enteignung nur gegen vollen 
Ersatz des Wertes des enteigneten Grundbesitzes erfolgen kann, 
so fügt sie dem Einzelnen keinen direkten materiellen" Schaden zu', 
und scheint somit keine Ungerechtigkeit gegen die nationale Min­
derheit zu enthalten. Diese Bewertung der Grundbesitzenteignung > 
haftet aber am äusseren Schein. Sie verkennt; dass die grosszü- " 
gigste Entschädigung immer nur den einzelnen Betroffenen des ma-s 
' , ....... ^ • '3 \ . 
teriellen Schadens entheben kann« Die Entschädigung des Deposse-
dierten nutzt dem keinen Grund besitzenden Natiohsgehossen, der 
indirekt auch durch, die Enteignung getroffen wird1, garnichts und - • 
hebt daher den materiellen Schaden, den die Gesamtheit erleidet, 
nicht auf. Erst recht kann die Entschädigung nicht den ideellen 
Schaden gut machen, den die Gesamtheit durch Verlust ihrer Boden­
ständigkeit und aller an diese anschliessenden Werte erleidet» 
Eine ausschliesslich aus national-politischen Motiven vorgenomme­
ne Enteignung des Grundbesitzes einer nationalen Minderheit kann 
28) Anmerkung: Boetjn. Europa- Ir-recUhW 
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daher nieiaalsden Makel der Ungerechtigkeit abstreifen» 
Ein auf den ersten Blick liberales und entgegenkommendes^ 
Princip scheint das sogenannte 0 p t i o n s r e o h t zu sein» 
Erwirbt ein Staat ein neues Gebiet, so verpflichtet er sich häu­
fig im Abtretungsverträge5, den Einwohnern des Gebiets freizustellen, 
ob sie in seinen Untertanenverband eintreten oder weiterhin Unter­
tanen des abtretenden Staates bleiben wollen«- Treten sie in den -
Untertanenverband des erwerbenden Staates,- so verlieren sie mei­
stens auch die Berechtigung, als Bürger anderer Nationalität./' 
behandelt zu werden und man erwarten von ihnen ein Aufgehen im 
Mehrheitsvolk des neuen Staates. Erklären sie, weiterhin Unter­
tanen des abtretenden Staates verbleiben zu wollen, so müssen sie -
ihre Heimat verlassen und in das Gebiet dieses Staates übersiedeln. 
Jn dieser Alternative zwischen Heimat und Volkstum besteht die 
Härte des rücksichtslos zur Anwendung gebrachten Optionsprincips-
Vergl. das Vorgehen Polens, das im August 1925 in 48-stündiger 
Frist 30.000 deutsche Optanten, aus Polen auswies und die Vergel* 
tungsmassnahmen der deutschen Regierung!^ Diese Härte erfährt, 
höchstens darin eine gelinde Abschwächung, wenn- der Staat, den " 
der Optierende verlässt, ihm die Mitnahme seiner Mobilien gestat­
tet und ihn beim Verkauf seiner Jmmobilieir unterstützt. Ein feind­
seliges Verhalten"des Staates in dieser Hinsicht kann den Optie­
renden materiell schwer schädigen. Das Optionsprincip hat in den 
Verträgen von 1919 und 1^20 weitgehende Anwendung gefunden, so 
im Vertrag der Alliierten und Associerten Mächte mit Oesterreich, 
Ungarn, Bulgarien, der Türkei und einigen"von den neuentständenem 
Staaten. Der betreffende Passus in dienen Verträgen besagt, dass 
die Optierenden "devront dans les douze mois ~'c[ui sui-w^nt, trans¬ 
porter leur domioile dans l'Etat en faveur duquel elles auront 
opter." Nur der Vertrag von Bründ' bemüht sich die Frage in libera­
lerem Geist zu lösen und prolongiert den Termin - besonders in , 
Berücksichtigung der allgemeinen Wohnungsnot "- auf 3 Jahre. 
Als letzten in der Reihe dieser Vorschläge nennen wir den 
Gedanken des gegenseitigen B e v ö l k e r u n g s a u s t a u ­
s c h e s .Er setzt das Bestehen zweier national gemischter Staaten 
voraus, so dass wechselseitig die nationale Mehrheit des einen, 
die nationale Minderheit des anderen Staates bildet. Beide Staates 
sollen sich nun in national einheitliche verwandeln, indem jeder 
Staat die nationale Minderheit des anderen in sich aufnimmt und •-' _-
auf dem durch den Abzug der bisherigen liinderheit frei gewordenen 
Gebiet ansiedelt.- Ein in die Augen fallender Fehler bei dieser 
Erwägung; ist der,, dass die Frage mit einem einmaligen Austausch-
nicht ein für alle Mal gelöst ist; kein Staat kann seine,Grenzen 
gegen den Zuzug andersnationaler Elemente sperren und nach mensch-
lichem Ermessen wird der durch einen Austausch national einheit-
lich gewordene- Staat, nach einer Reihe von Jahren wieder eine na-
tionale Minderheit besitzen. Der Austausch müsste also in regelmä-
ßigen Zeitabständen widerholt werden. -' Vor allem aber enthält 
das Princip des zwangweisen Austausches unglaubliche Härten..Zu-
dem widerspricht es der menschlichen Würde, das Glied einer natio-
nalen Minderheit, das mit seinem Geburtsland durch die„mannigfal*» 
tigsten Beziehungen verknüpft ist,- in die Zwangslage' zu_yersetzen 
sich entweder als Austauschob'jekt. behandeln zu lassen, oder-,auf-. 1 
seine nationale Eigenart zu verzichten! Jn;Erkenntnis dieses sieht 
der Vertrag von Neuilly eine gegenseitige aberw freiwillige ; Emi-'-
gration vor~ Die. Emigration muss gegenseitig sein*, weill eine-e£n*. 
seitige Einigration in grossem Stil"- den Staat minieren kann; sie 
muss freiwillig sein, weil ein zwangsweiser Austausch der elemen—-
tarsten Menschen- und Bürgerrechte spottet. Dass eine freiwilli- -
ge Emigration - abgesehen von der Härte,, die auch sie« im Gefolge 
hat - am Nichtwollen der Minderheiten • scheitern_kann", liegt auf. 
der.Hand*.Jedenfalls müssen die Staaten bestrebt, sein, den Emi** 
grauten bei der Abwickelung-'ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse v, 
zu helfen. Die Proposition, dass der Staat ihnen den Grundbesitz 
abkaufen soll, wird wohl zu verwerten, sein: nicht nur dass es 
dem Staat als alleinigem Kauf er freisteht-, die Preise nach Belle« 
ben_ zu drücken - er kann auch in die Zwangslage kommen,-;mehr Grund 
besitz zu nationalisieren und mehr Geld hineinzustecken^ als die-
ses sich mit seinem wirtschaftlichen Gedeihen verträgt. Per erste 
der 
Vertrag dieser Art war. zwischen Bulgarien; und.Griechenland, vom -
27. November 1919. Der Beitritt zum Vertrag stand allen; angrenzen-
den Straten - ursprünglich mit Ausnahme der Türkei - frei; später 
ist ein ähnlicher Vertrag zwischen Griechenland und der Türkei 
geschlossen ?/orden. Der bulgarisch-griechische Vertrag sieht eine 
gegenseitige und freiwillige Emigration der Minderheiten von Raee, 
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Sprache und Religion vor; die Staaten verpflichten sich, ihren Un­
tertanen keinerlei Schwierigkeiten hei der .Emigration in den Weg 
zu legen; wenn der Option die Umsiedelung auf dem Fuss folgen muss, 
so folgt hier der Emigration die Aenderung der Untertanenschaft; 
sie wird mit der Ankunft im neuen Staat perfekt; für die Frage der 
Jmmobilien wird.eine unparteiische Kommission unter dem VoEsitz 
eines Neutralen eingesetzt» 
Wir sehen, dass all diese Mittel, den national gemisch­
ten Staat in einen national einheitlichen zu verwandeln, nicht 
nur sehr schwer durchzuführen, sondern auch unmenschlich und mit 
wahrer Gerechtigkeit unvereinbar sind. Mit der Lösung der nationa­
len Frage ist nachgerade genug gezaudert worden; genug hat man 
auch an ihr gesündigt. Es darf heute keine neue Schuld mehr zu 
der alten gehäuft werden. Durch bittere Erfahrung müsste Europa 
gelernt haben, d a ss a l l e V e r s u c h e , d a s n a t i o ­
n a l e P r o b l e m d u r c h K o n s t r u k t i o n d e s 
n a t i o n a l e n E i n h e i t s s t a a t e s z u l ö s e n , 
z u r E r f o l g l o s i g k e i t v e r u r t e i l t s i n d» 
Die Lösung des Problems ist nicht auf dem Wege des Kampfes und 
Hasses, sonde_n nur auf dem Wege der Versöhnung zu erreichen». Die 
Unterscheidung der Staatsbürger nach ihrer Nationalität in solche 
erster und zweiter Kategorie muss aufhören; es darf keinem Men-
. sehen ,nur deshalb die Berechtigung abgesprochen werden, sich ei¬ 
nen guten Staatsbürger zu nennen, weil er anderw spricht, anders 
zu Gott betet und vielleicht einem anderen Kulturkreise angehört, 
als das Mehrheitsvolk im Staat,... D a s u n s i t t l i c h e 
S y s t e m , d. e r m a c h t p o l i t i s c h e n E i n g r i f ­
f e i n d a s n a t i o n a l e L e b e n m u s s d e r 
r e c h t p o l i t i s c h e n B e h a n d l u n g d i e s e r 
F r a g e w e i o h e n . Der Staat muss die Angehörigen aller 
seiner Nationalitäten als gleichberechtigt behandeln; er muss 
ihnen diese Sicherheit auch im Grundgesetz verbürgen und für die 
Ausgestaltung eines Verhältnisses Sorge tragen, das seinen natio­
nalen Minderheiten den ihnen als Nation und Minderheit zustehen­
den Schutz sicherstellt»-
IV. STAATSRECHTLICHE UND JNTERNATlONÄLE 4 " n 
BEHANDLUNG DJS MINDERHEITENPROBLEMS. ü ' " " 
Wir versuchtem im vorigen Capitel darzulegen, dass ein je­
der Versuch, das Problem der nationalen Minderheiten auf dein Wege-
machtpolitischer. Entscheidungen zu lösen, zu verwerfen sei. nicht 
nur, weil er zur Erfolglosigkeit verurteilt ist, sondern weil er 
auch der Gerechtigkeit widerspricht. Welches ist aber nun der Weg 
einer reßhtpolitischen Lösung? Das Natürlichste ist, dass der 
Staat schon im G r u n d g e s e t z seinen nationalen Minder­
heiten absolute Gleichstellung in allen bürgerlichen Rechten ga­
rantiert und sich verpflichtet, in seiner Verwaltung ein System 
zur Anwendung zu bringen, das den Minderheiten die Freiheit ihrer 
kulturellen Entwicklung verbürgt. Freilich darf die Tragweite 
derartiger Erklärungen nicht Überschätzt werden; die Erfahrung 
hat gelehrt, dass das Aussprechen womöglich wager und vieldeuti-, 
ger Principien den erhofften Frieden unter den Nationalitäten 
keineswegs herbeizuführen geeignet ist. Alle Versprechungen im \ • 
Grundgesetz werden nur zu leicht zu einaüt ble&d»,ttdbn Feuerwerk, 
zu einer schönen Geste, ohne jede praktische Bedeutung, wenn nicht 
auch die Gesetzgebung^und die Massnahmen der Verwaltung vom Geist 
der Versöhnung getragen sind. Der bekannte § 19 des alten Oester­
reichischen Staatsgrundgesetzes z.B. formuliert, ein geradezu ide­
ales riecht der nationalen Freiheit und-Gleichheit: !• Alle Volks¬ 
stamme des Staates sind gleichberechtigt, und jeder Volksstamm 
hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Plege seiner Natio¬ 
nalität uhd Sprache. Die Gleichberechtigung.allen, landesüblichen 
Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem Leben,wird vom Staate an¬ 
erkannt." Und doch ist es bekannt, dass vor dem Kriegender Natio­
nalitätenhader nirgens so gross war, wie im Habsburgerreich,.und 
das die Deutschen in Oesterreich, die Magyaren in Ungarn den. An­
gehörigen anderer Nationalitäten gegenüber bevorzugt wurden. 
Und wenn schon die Staatsgewalt häufig garnicht gewillt ist, die 
von ihr den Minderheiten gemachten Zusagen -in loijalem Sinn zu 
verwirklichen und sich oft auch nicht entblödet, sich scrupellos 
über derartige Versprechungen hinwegzusetzen, so ist sie erst 
reoht nicht in der Lage oder nicht gewillt, jener i r r e g u ­
l ä r e n F a k t o r e n Herr zu werden, die den Kampf gegen 
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die nationale Minderheit auf eigene Paust fuhren. Den Ausdrücken 
des Nationalhasses und Vernichtungswillens von Seiten des Mehr— 
heitsvolkes hat die Regierung immer passiv oder wohlwollend-neu­
tral gegenühergestanden,wernn sie sie sogar nicht direkt unter­
stützt-hat. Wahl- und Bandenterror, wirtschaftlicher Boykott, 
politischer Mord, die Tätigkeit irregulärer .Militärabteilungen -
das sind Kampfmittel, denen keine Deklaration, kein Grundgesetze 
steuern k mn» ^ 1 -
Ein Versprechen, ein Rechtsatz für dessen Verwirklichung 
keinerlei Garantien bestehen ist practisch wertlos. Die weit-
gehensten Schutzbestimmungen nützen einer nationalen Minderheit 
mihhts, wenn sie nicht deren korrekte Befolgung von Seiten des 
Staates erwarten ader"durchsetzen kann. Hierzu aber braucht sie/ 
wenn ihr der eigene Staat die nötige Garantie nicht bietet,_die 
Möglichkeit, sich an ein Forum wenden zu können, das über dem 
Staat.steht» So ist denn die Forderung entstanden, das Minderhei­
tenproblem müsse xüid könne nur i n= t e r n- a t i o n a 1 ge­
löst werden. Dem ersten Versuch einer internationalen Behandlung 
der Frage des nationalen Minderheitenschutzes finden wir im Art» 1 
der Finalakte des Wiener Kongresses, der die Polenfrage betrifft. 
Auch der Kotenwechsel der Westmächte mit Russland in der polni­
schen Frage 1863, sowie die Minderheitenschutzbestiraraungen des 
Berliner Kongresses zeigen uns, dass der Gedanke einer interna* 
tionalen Lösung bereits vor dem Kriege in der Politik Beachtung 
gefunden hat. Wenn aber die Minderheitenfrage bisher ausschliess­
lich eine interne Angelegenheit des Staates gewesen war, so mach­
te sie der Weltkrieg zu einer Frage von internationaler Bedeu* 
tung. Da diese Frage, wie fast alle Probleme des Kulturlebens, 
in den Dienst der Kriegsführung gestellt worden war, so konnte 
man ihre Ordnung nach dem Kriege nicht ausschliesslich dem Gut­
dünken der einzelnen Staaten überlassen» Die• Nationalitätenfra­
ge, im Kriege zu einer internationalen, geworden, verlangte nach 
dem Kriege ihre internationale Lösung. Die Alliierten und Asso-
ciierten Mächte, die in Paris der Welt den Frieden diktierten, 
konnten die Minderheitengrage nicht übergehen; der Völkerbund, 
der sich nach Art» 3 der Völkerbundakte mit allen Angelegenhei­
ten zu befassen fc*at>-. die den Frieden der Welt herühren, musste . 
die Minderheitenfrage in den Kreis dieser Angelegenheiten ein­
beziehen. •;'„ - - J X : i -
Die Durchführung des Princips, dass die staatsrechtliche 
Behandlung der Frage durch internationale Garantie ergänzt und. 
wirksam unterstützt werden soll, stösst aber in der Praxis in¬ 
absehbarer Zeit auf schier unüberwindliche Schwierigkeiten. 
Per Satz von der Souveränität des Staates, der Jahrhunderte lang 
die Gedankenwelt der Menschheit beherrscht und durch die Staats-
pjlilosophie Hegels eine besonders scharfe Atisprägung erfahren - s 
hat, verträgt sich nicht mit dem neuen Princip, das eine Ein­
mischung der Staatengemeinschaft in die Angelegenheiten des.J 
Einzelnen vorsieht. Das Hecht der Jntervention, d_em bereits ,-. 
Grotius .und Pufendorff in gewissen Fällen eine Berechtigung 
zugesprochen,, das« die Heilige Allianz für sich in Anspruch - -r. 
genommen, das oft genug gegnn die Türkei (Verträge von Paris, 
Carlowitz, Belgrad, Koutchouk-Kainardji, Adrianopel) China, ß 
(Opiumkriegi Boxeraufstand u.a.) und halbwilde Völkerschaften 
in Anwendung gebracht wurde, .widerspricht' dem Selbstbewusstsein 
besonders.der grossen, im Kriege siegreichen Staaten. Die Ein«. % 
räumung eines Jnterventi.onsrec.htes ist unvereinbar mit- der eben 
es 
vorherrschenden Denkweise dieser gtaaten undyferscheint ausge­
schlossen, dass sie freiwillig eine derartige ,"capitis demi­
nutio" - wenn auch blos auf einem Spezialgebiet - auf sich neh­
men. Hier nur ein Beispiel: Die durch die Agrarreform in Lett­
land betroffenen Gutsbesitzer hatten dem Völkerbundsekretariat 
eine Petition eingereicht, in dem der Völkerbundsrat- ersucht -. , 
wurde, dem Haager Gerichtshof folgende Fragen zur Entscheidung¬ 
vorzuleben:: _ <= ...... 
1) Jst die Enteignung von Minderheitunbesitz durch die Agrarre­
form mit der Minderheitendeklaration vereinbar? - •-, 
2) Haben die Gutsbesitzer der Minderheiten.ein Anrecht auf ein • 
Restgut, das wirtschaftlich lebensfähig ist und. in seinem Areale 
der Grösse von der Enteignung nicht betroffener^Wirtschaften 
entspricht? , = : . _. -
3)Haben die enteigneten Gutsbesitzer ein Anrecht auf volle Entschä 
digung? - - . . • . - - . 
4) Haben die enteigneten Gussbesitzer ein Anrecht auf volle Ent-
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Schädigung für Wälder, ^Industriebetriebe und anderes enteig­
netes Vermögen, das mit einer Agrarreform in keinerlei Zusam­
menhang steht? : - , ' -< n -•• ~ . 
5) Haben die Minderheiten ein Recht zu verlangen.bei der land^ 
• Zuteilung in demselben Masse berücksichtigt zu werden* wie das 
Majoritätsvolk? - V/h. •?o, -ie .;i 
Auf eine Jnterpellation der linken Socialdemokraten die von einer 
"bedeutsamen Einschränkung'der, souveränen Gesetzgebung" sprach,, 
antwortet der Aussenminister: die Regierung vertrete„einstimmig -
die Ansicht, dass diese ffrage nicht über die Grenzen der Gesetz­
gebung Lettlands hinausgehörten, und dass es vom"staatlichen 
Gesichtspunkte u n z u 1 ä s s i g sei,- eine Entscheidung in? ~ 
Genf oder im Haag z u z u 1 a s s e n . Sie würde daher alles 
tun, was in ihren Kräften stehe, um eine A bal e h n u n g> der 
Petition zu erwirken »"-Ebenso schwer ist es eine internationales 
Kontrolle festzusetzen oder die Staaten zu veranlassen, ihren 
Minderheiten ein wirksames Recht der Klage gegen den eigenen 
Staat zu geben. , a* - " a : •' i 
D i e M i n d e r h e i t e n f r a g e i s t i h r e m 
W e s e n n a c h e i n s t a a t s r e c h t l i c h e s 
P r o b l e m ; es wird aber heute kein Mensch leugnen, dass sie 
ein Problem v o n b r e n n e nds t e m: i n t e r n a t i o -
n a lern J u t e r e s s e i s t . Die Versuche ünd_Möglich-
keiten einer rein internationalen Lösung scheinen - wenn auch 
in der Theorie durchaus probabel - de facto wenig praktischen ~2 
Wert zu besitzen. Dieses beweisen auch die gegenwärtig geltenden, 
praktisch ziemlich wertlosen, internationalen Minderheitenschutz­
bestimmungen, die ihre Entstehung den Verträgen von 1919 und 1920 
verdanken. Wenn freilich den einzelnen positiven BestimltIungen/J-", 
mit denen wir uns weiter unten bekannt' machen werden, wenig prak­
tischer Wert beizumessen ist, so liegt ihre Bedeutung-in der Tat* 
sache, dass sie das seinem Wesen nach innerstaatliche Minderhei­
tenproblem in eine zwischenstaatliche Beleuchtung gerückt fcsifc 
und damit den Weg in eine ferne Zukunft gewiesen1 haben, in der 
nötigenfalls ein die ganze Menschheit umfassender Völkerbund 
dafür Sorge trägt, dass das Wort von der Freiheit und Gleichheit 
aller Menschen nicho an der Grenze der Nationalität seine Gültig-
keit verliert. • i " 
D i e M ö g l i c h k e i t z u r i d e a l e n l ö * -
s u n g d e s M i n d e r b e i t e h p r o b 1 e m s 1 i ,e gt 
- a u f> s t,a a t s r e c h t 1 i.oh e m G e b i e t . Wird 
diese Lösung gefunden, wird Loyalität gegenüber den nationalen 
Minderheiten eine ebenso selbstverständliche Sache, wie in den , 
Kulturstaaten die Duldung jeder Religion, so wird sich die an 
Konfliktstoffen so reiche Frage der internationalen Einmischung 
wohl von selbst erübrigen.. So lange aber die Spannung zwischen 
Staat und MeLrheitsuation einerseits, Minderheit und'dem hinter 
ihr stehenden Nationalstaat andererseits andauert^ ist die 
N o t w e n d i g k e i t g e w i s s e r , i n- t e f n a t i er -
n a 1 e r G a r a n t i e n unabweislich.1 Es scheint' aber frag-
lich, ob diese Garantien jemals über den heute bestehenden^, in 
praxi, recht wertlosen Rahmen der Minderheitehschutzbestimmungeh 
hinausgehen werden. , ..' .-• - " . i - •. t- hl i, 
Versuchen wir in Kürze den gegenwärtigen Stand" des inter-
nationalen Minderheitenschutzes; zu skizzieren. Vor dem K r i e g e * -
trug die Angelegenheit überwiegend privaten Charakter:' man "ver-
suchte öurch private Gesellschaften internationalen Charakters, : 
durch Kommite*_s, Sammlungen, Zeitschriften etc4. den unterdrück-
ten Völkern zu helfen und auf das Gewissen der TJhterdräckerstaa-
ten und der gesitteten Welt einzuwirken. Das""die Erfolge1"'recht, 
unbedeutend w,iren, ist infolge der Schwäche des Rechtstitels-
verständlich. Während dem Kriege wurden aus allen Lagern Stimmen 
laut, die nach Garantien zur Erhaltung eines dauerndere Friedens 
in der Zukunft verlangten und die eine der'wichtigsten dieser.""" 
Garantien in der Lösung der Minderheitenfrage' sahen. 1915 tagte, 
in Paris_und 1916 in Lausanne eine "Conference des Hationalite's» 
die ein "prejet de declaration.des droits des nätionalite"s" "auf^ 
stellte. Mit der Frage eines dauernden Friedens befasste" sich die 
Gesellschaft "1 * 0 £ f i c e d e s N a,t i ö n ä l S t e* s * ~= 
in Lausanne und vor allem die " O r g a n i s a t i o n o e h 
t r a 1 p o u r^ u n e_ P a.i x d u r a b 1 e " "mit dem Sitz ' 
im Haag. Diese Gesellschaft hatte bereits im Jahre 1915 ein: h e 
" P r o g r a m m - M. i n i m u m » aufgestellt und 2 Special-¬ 
komiaissionen eingesetzt, die sich genauer mit der Frage des Min-
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derheitenschutzes Oelkassen sollten. Der die Nationalitätenfrage 
"berührende erste Punkt dieses Programms lautet: • -. -
"Jl n'y aufca ni annexiön ni transfert de territoire contraire 
aux interots et aux voeux de la populatian; le consentemant 
de cell-ci sera obtenu, si possible, par ple*biscit ou autre-
ment. 
Les Etats garantiront aux nationalites comprises dans leur 
territoire l'egaiite civile, la liberte religieuse et le 
libre usage' de leur langue." 
Per Gesellschaft lagen auf ihrer am 2. Juli 1917 in Chrlstiania 
zusaiximengetretenen Konferenz zwei Minderheitonsohutzprojekte vor: 
der eine von Professor M. H a l v d a n K o h t , (Avant-fpro** ,< 
. jet d'un traite general relatif aux droits des minorite"s nationales) 
der nationale Autonomie für Kirche und Schule auf Grund des. Ka-, 
tasters verlangt, Einsetzung von Kontrollkommissionen und eines. 
Nationalitätengeriohtshofs, an den sich der betreffende Staat, 
die Minderheit und die Kontrollcommission wenden können« Das 
zweite Protect von T h e o d o r B a r o n * " A d e l s w ä r d 
(Avant projet d'un traite general relatif aux transferts des 
territoirs) zieht die Grenze zwischen den Forderungen der Gebiets-
-cession auf Grund von Volksabstimmung und- den Forderungen nach 
Schutz nationaler Minderheiten. Der verdienstvollen und interessan­
ten Arbeit von Prof. Höht ist in der ganzen ','elt Beachtung ge­
schenkt worden: in Frankreich sogar nannte man dieses Project 
»uü des plus complets et des plus sages.» 
Aber nicht nur diese internationalen Organisationen, 
auch hervorragende Privatleute-Gelehrte und Politiker - haben sich 
mit der Frage des Ausbaus des Minderheitenreohts befasst« Wie 
ein roter Faden zieht- sich durch die Mehrzahl dieser Vorschläge 
ein Gedanke: O h n e e i n e a l l e T e i l e b e f r i e ­
d i g e n d e E ö s u n g d e s M i n d e r n e i t a n -
P r o b l e m s , k a n n E u r o p a e i n d a u e r n d e r 
F r i e d e n i c h t e r h a l t e n w e r d e n « D i e ­
s e L ö s u n g m u s s durch Loyalität und Verständnis auf 
beiden Seiten a u f e i n e r s t a a t s r e c h t l i c h e n 
B a s i s e r f o l g e n . S o l a n & e s i c h n i e 3* 
d i e s e r G e d a n k e i n T h e o r i e u n d . P r a ­
x i s d u r c h g e s e t z t h a t , i s t d 
M i n d e r h e i t e n , e i n m ö g l i c h s t w i r k s a-" 
m e r i n t e r n a t i o n a l e r S c h u t z z u g e -
w ä h r e n . 
Bei Friedensschluss sind diejeweitgehenden Vorschläge 
leider garnicht beachtet worden, ,/enn auch der Gedanke, die natio­
nalen Minderheiten zwischenstaatlich'zu schützen in den Verträ­
gen von 1919 und 1920 scheinbar .verwirklicht worden ist, so muss 
man doch diesen Minderheitsschutzbestimraungen nahezu jeden prak­
tischen Wert absprechen. Der Hort des Minderheitenschutzes sollte 
natürlich der Völkerbund werden, augfallend ist aber schon, d a ss 
d i e V ö l k e r b u n d a k t e i m G e g e n s a t z 
z u a 1 1 e u ; g r o s s e n D e k l a r a t i o n e n - d e r 
G e s c h i c h t e e i n e F e s t l e g u n g d e r • 
R e c h t e d e s « I n d i v i d u u m s u n d d e r - ? 
K a t i o n v e r m e i d e t . S o f i n d e t a u c h 
d i.8; M i n d e r h e i t e n f r a g e i m S t a t u t 
d> e s V ö l k e r b u n d e s k e i n e r l e i B e r ü c k -
s i c h t i g u n g . Jndirekt kann man' freilich "einen Rechts- -
titel des Völkerbundes, sich auch in die inneren nationalen Ange­
legenheiten der einzelnen Staaten einzumischen, aus den Artikeln 3 
und 11 der Akte herauslesen: der'Völkerbund hat sich mit allen 
Angelegenheiten zu begassen, die "den Frieden der Tfelt berühren" 
und es steht ihm,das Recht zu "in freundsehaftlicher,Weise die AufV 
merksamkeit der Bundesversammlung oder des Rates" auf jeden" Umstand 
zu lenken, der eie internationalen Beziehungen berührt und in der 
Folge den Frieden oder das gute Einvernehmen unter, den Kationen, 
von denen der Friede, abhängt, bedrohen kann." Dieser Artikel ver— h 
8iert allerdings durch den Art. 5 einen Teil seiner Schlagkraft,' da 
die Entscheidungen der Bundesversammlung öder des Rat eis ein­
stimmig gefasst werden müssen. Da nun aber diese Bestimmungen eine 
zu unsichere Basis für ein gesundes Minderheitenrecht boten, schritt 
man zu besonderer Normierung der Sehutzbestimmungen. 
Das Selbstbestimmungsrecht der Kationen im Kriege zur Richt­
linie des kommenden Friedens bestimmt, ist in diesem absolut miss-r 
achtet worden. Den neu entstandenen Staaten sind sc^et völkische-. 
Fremdkörper einverleibt worden, dass sie zun Teil mehr als früher 
etwa Russland und Oesterreich Nationalitätenstaaten Und nicht 
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'national« Staaten sind.• 80.000.000 29},. Menschen haben durch 
die Friedensverträge ihre Staatsangehörigkeit verändert: 40.000000 
leben als "nationale Minderheiten in fremden Staaten/, davon allein 
10.000.000 Deutsehe in 11 Staaten. Aus dieser Si'tiuatioh her­
aus ergab sich die Notwendigkeit besonderer Minderheitenschutz­
bestimmungen.- Zunächst wurden die besiegten, Staaten Oesterreich, 
Bulgarien, Ungarn und die Türkei -"nicht Deutschland, das ja 
auch geringe nationale Minderheiten enthält -gezwungen, in 
den Friedensverträgen die Gültigkeit besonderer Minderheiten­
schutzbestimmungen anzuerkennen. Späterhin wurden Polen, die 
Tschechoslovakei, Südslavien, Rumänien, Griechenland .und Arme­
nien veranlasst, mit den Alliierten und Associierten Mächten 
besondere Verträge über den Minderheitenschutz einzugehen. Die¬ 
ser Kreis ist dann nachher insofern erweitert wordenj, als alle 
dem Völkerbund neu beitretenden Staaken, so Albanien und die • . 
baltischen und caucasischen Staaten, die Garantie abgeben "muss*-.. 
ten, dass sie in ihren Grundgesetzen diesen Verträgen analoge 
Grundgesetze.' durchführen würden. Von Estland, Lettland und Lit-f 
tauen ist diene Garantie am 11 I 22 gegeben worden.(sog« Min-j. 
derheitendeklaration) . , ' a. 
An die Minderheitenschutzverträge sindtalso keinesv/egs. 
alle Staaten gebunden. Sind die Verträge schon inhaltlich nicht, 
sehr vielversprechend, weil sie den Minderheiten nur die selbst* 
verständlichsten und elementarsten Rechte©-*-nicht einmal "wirt̂ -, , 
schaftliche Sicherung 2̂ 5)43. garantieren, so trifft: dieses Kri~;_ 
terium erst recht auf ihre' praktische Durchführung zu. Da keines­
wegs alle Staaten an die Minderheitenverträge»gebunden, sind-, hat 
der Völkerbund nur die Kompetenz sich mit Klagesachen'.derjeni­
gen Minderheiten zu beschäftigen, deren Staat ihm" formell die­
ses Recht zugestandan hat. Die Forderung, dass alle Staaten ^ 
vom Völkerbunde in gleicher Weise in Sachen*der Minderheits­
rechte behandelt werden sollten, taucht allerdings immer wieder 
•auf (so z.B. "gestellt von den Deligierten Estlands,, Lettlands 
und Finnlands), ist aber bisher nicht in positivem Sinn cntschie-
'deh worden.- Der Völkerbund hat sieh vertragsmüssig das Recht; 
vorbehalten, über den Schutz der Minderheiten zu wachen: darin ; 
liegt aber gerade eine Schwäche der Rechtslage der- Minderheiten.; 
2 9 ) v . Bülow. Der Versailler-völkerbund. 
- 47 -
Der Völkerbund ist kein unparteiisches Gericht, sondern eiuepo-
litische Jnstanz. Ein jeder Deligierter im Völkerbund ist von 
Amts wegen auf die «Interessen seiner Regierung bedacht: es lässt 
sich kaum von ihm erwarten, dass er gegen seine Regierung 
für die Rechte einer vergewaltigten Minderheit eintreten wird, 
wenn diese sich beim Völkerbund beschwert. Huu ist aber gemäss 
den Vertrögen jedes Glied des. Völkerbundrates berechtigt, 
den Rat auf einen Bruch oder einen drohenden Bruch des Minder-
heitsreohtes aufmerksam zu machen. Allerdings: berechtigt, - • 
keineswegs verpflichtet! Und welcher Staat von den Mitgliedern 
des Völkerbundrates wird aus reinem «Interesse dür die «Idee der 
Minderheitsrechte, auf die Gefahr hin.den Kachteil einer un¬ 
i- -.. • • 
freundlichen Handlung gegen ei^en anderen Staat auf sich au 
nehmen, sich dazu entschiiessen, sich einer Minderheitsklage , 
anzunehmen und"sie von sich aus vor den Rat zu bringen? Beson­
ders, wenn er auf seinem Territorium selbst nationale Minderhei¬ 
ten beherbergt, deren Behandlung Aulass zu Beschwerden geben 
könnte ! Es ist daher meines Wissens niemals von eimem Mitglied 
des Völkerbundrates eine Verletzung des Minderheitenrechts zum 
Gegenstand der Verhandlung im Rat gemacht.worden.. 
Es ist den Minderheiten nicht das Recht eingeräumt wor­
den,, selbst zu klagen; sie dürfen nur Petitionen einreichen, die 
- wenn sie nicht wegen "formeller.Fehler" im Generalsecretariat 
stecken blieben - dem Rat vorgelegt werden, ihn aber nicht, ein­
mal zur Kenntnisnahme, geschweige denn zum Eingreifen. verpflich­
ten. Diese in der fat hilflose Rechtslage der Minderheiten ist 
dann nachher weiter ausgestaltet worden, indem es für wünschens­
wert erklärt wurde, dass der Präsident des Völkerbundrates , 
zusammen mit 2 Mitgliedern desselben die. Beschwerden, prüf t̂ ;i. 4 
und auf Grund dieser Prüfung dann dem Rat eventuell von. ihm zu 
erzeigende Tfeassnalmien vorschlägt. Wenn auch diese Bestimmung 
viel dazu beiträgt, die Rechtslagen der Minderheiten erträg­
licher zu gestalten, so ist sie weit davon entfernt, ihmob-
jektive Rechtssicherheit zu bieten. Von den iingezählten, van 
Minderheiten aller Staaten eingereichten Beschwerden, ist der 
Völkerbund auf kaum eine näher eingegangen (1922 war es noch von 
etwa 100 nur eine Eingabe, die der deutschen Ansiedler in Polen!) 
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die meisten sind zur Kenntnis und den Akten genommen worden. 
Das Haager «Internationale Tribunal ist in Minderheitssachen 
meines Wissens.bisher nur ei. mal vom Völkerbund angerufen wor­
den; es kann hier auch nicht viel helfen, da es nur Rechtsgut­
achten abgeben darf, die dann noch der Kompetenz des Rates un­
terliegen . Eine Bessern: g hierin kann evt. der,auf dem Kongress 
der. Völkerbundligenunion in Warschau 1925 angenommene englische 
Vorschlag, betreffend grössere Publizität der Minderheitenla¬ 
gen, bringen. 
Der Geist der den Völkerbund in dieser Präge beherrscht 
ist theoretisch liberal - praktisch reaktionär und die läge der 
Minderheiten ist wirklich desolant. Sogar ein französischer 
Jurist J.P. Duparc.-kommt in seinem Artikel "L'Etat de la pro­
tection des Minorites" 50). zu dem Schluss, dass man beim'Völ­
kerbundsrat in Minderheitssachen keine Jnterwentive findet, die 
sich in dem positiven Schluss äussert, einen Staat zu der Rück­
nahme einer den Verträgen widersprechenden Massnahme zu veran­
lassen; gewöhnlich spricht der Rat dem betreffenden Staat, 
nachdem er dessen Erklärung in der Sache entgegengenommen hat, 
sein Vertrauen aus. - Und in der Tat - sollte auch der Völker­
bund die Berechtigung einer von einer Minderheit eingereichten 
Klage anerkennen - welche Mittel stehen ihmadenn in praxi- zur 
Verfügung um einen Staat zur Anerkennung seiner Wünsche zu 
zwingen? Jst es nicht ein Symptom für die Machtlosigkeit des 
Völkerbundes, dass in den durch die Minderheitsverträge gebun­
denen Staaten immer wieder Stimmen laut werden, die einer Hin­
wegsetzung über die Verträge oder einer Kündigung derselben 
offen das Wort reden, da sie die Souveränität; des Staates be­
einträchtigen?Nicht mit Unrecht vergleicht man in Deutschland 
den Völkerbund ind dieser Hinsicht ironischer Weise mit einem 
Tierschutzverein: die Minderheitenschutzbestimmungen sind Ver­
träge, abgeschlossen zu Gunsten eines Dritten, dem zu ihrer 
Erfüllung nur ein " nudum jus" in die Hand gegeben wird. 
An dieser Lage des Minderheitenschutzes haben zahlreiche 
Kritiken und Reformvorschläge angesetzt. Die Tagung des Gene­
ralrates der Völkerbundigen hatte im Oktober 1821 in WieSt­
einen Ausschuss für Minderheitenfragen eingesetzt, der im Januar 
50) Anmerkung: REVUH" de droit "internatoinal' et "de Ta YeigisTatibn" 
comparee 1923. No. 4-5. 
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Januar 1922 in Brüssel und im April in München tagte. Auf der 
Vollversammlung der Union der Völkerbümdigen in Prag im Juni 1922 
wurden die Vorschläge des Ausschusses angenommen und dem Völker-*-
bundo empfohlen: alle Glieder des Völkerbundes zu verpflichten, 
die Minderheitenrechte form eil anzuerkennen; Gemischte Rommissior-
neu aus Vertretern beider in Fr, ige kommender Staaten einzusetzen, 
die über die l age der respektiven Minderheitenzb/wachen hatten; 
eine beständige K0mmission für Minderheitenfragen beim Völkerbün­
de einzurichten; dem Jnternationalen Gerichtshof-im Haag weiter­
gehende K0mpetenten zuzumessen; der Aufteilung des Grossgrund­
besitzes zur offensichtlichen Vertreibung von Minderheiten und 
der Ungleichheit in der Behandlung von Grundbesitzer^ die zur o 
völkischen Mehrheit oder Minderheit gehören, tunlich zu steuern; 
ferner einige Vorschläge betreffend die Erleichterung des Be- :-
schwerdeverfahrens, Rücksicht auf die durch A«Weisung oder " n 
Enteignung Geschädigter u.s.w. Nicht weniger wichtig sind- die, -¬ 
Resolutionen, die die Jnterparlamentarische Union dem Völkerbund 
anempgohlen hat: abgesehen von den Bestimmungen-, die sich mit- i 
den vorerwähnten decken, sind von Bedeutung:' Forderung sprach- -
lieber Erleichterung und Anregung zur Einsetzung gemischter 
Kommissionen.' N 0ch weitgehender waren die'.. VotschlSge,' die der 
T^riner Sociologenkongress im Oktober 1921; auf Grund einer Ein- " 
gäbe des Ausschuss für Minderheitenrecht in Berlin, dem Völker­
bünde unterbreitete. Mit diesen Revolutionen stimmen.im Grossen 
und. Ganzen die Vorschläge vieler Staaten und Privatpersonen, so 
die häufigen Bemühungen des Vertreters von Süd-Afrika Gilbert 
Murray, des Präsideuten des ungarischen Verwaltungsgerichts­
hofs Baron Wlassics u.a. überein, die sich vor allem in* einem 
Punkte einig sind, dass ah die Stelle der bisherigen Beschwerde­
instanz des Völkerbundes ein u n p a r t e i i s c h e r Gel- -
r i c h t s h o f treten solle und das man den Minderheiten die 
Möglichkeit und das Recht geben solle, v o r d i e s ep I n — r-
s~ t a n i s e l b s t i h r e J n t e r e s a e n z u v e r 
t r e t e n . Der Völkerbund hat alle diese- Vorschläge* wenig be¬ 
rücksichtigt; blos ein gewisser Niederschlag derselben liegt irr 
der Entschliessung der Vollversammlung Vom September 1922 vor, 
in der die Hoffnung ausgedrückt wurde, dass auch die Staaten, 
die formell nicht zum Minderheitenschutz verpflichtet sind, 
;nach Massgabe der für die endereu Staaten bindenden Verpflichtun­
gen .auch ihren Minderheiten Gerechtigkeit und Duldung angedeihen 
lassen. Hingegen sind Anregungen restrietiver Natur mehrfach 
angenommen worden, so die Vorschlägevdn Polen (16 I u. 22. VIII 
1923) und der Tschachoslovakei (5. IV 23), die den Beschwer­
den der Minderheiten manche formelle Hindernisse in den Weg h -
legen. -
Ans dem Vorhergesagten ersehen wir, dass die Minderhei­
tenfrage ihrem Wesen nach eine staatsrechtliche ist. Bei der 
gegenv/ärtigen Lage der Dinge aber, bei den bestehenden Verhält­
nissen innerhalb, wie zwischen den Staaten, ist es im Jnteresse 
der Minderheiten wie der ganzen Welt dringend erwünscht, dass 
die Rechte der Minderheiten durch internationale Garantie eine 
wirksame Festigung erfahren. Diese internationale Garantie kann -
erst dann wirksam genannt werdenK w e n n d i e o r g a n i ­
s i e r t e n M i n d e r h e i t e n a 1 s S u b j e k t * d e s 
V ö l k e r r e c h t s a n e r k a n n t w e r d e n , d a 
R e c h t e r h a l t e n , v o r e 1 n e m u n p a r t e i — 
i s c h e n i n t e r n a t i o n a l e n tT r i b u n a 1 i Hr e 
Interessen Seihst n; vertreten, und, diese m. i c e 
M ö g l i c h k e i t g e g e b e n w i r d , s e i n e n E n t 
S c h e i d u n g e n n ö t i g e n f a l l s m i t G e w a l t 
G e l t u n g z u v e r s c h a f f e n .Welches ist nun die 
staatsrechtliehe Basis einer rechtpolitischen Lösung des Minder­
heitenproblems? Wir sahen schon, dass diese Lösung*nie durch die 
Gesetzgebung allein erreicht werden wird, wenn nicht auch in de­
ren Ausführung und in der Verwaltung ein verständnisvoller und 
massvoller Geist herrschend ist. D i e g e r e c h t e s t e , 
u n d f ü r b e i d"' e._ T e i 1 e b e f r i. e d i g e nds t e 
L ö s u n g w i r d d a h e r d a s S y s t e m e r' r e i «* 
c h e n , d a s d e n M i n d e r h e i t e n d i e M ö g ­
l i c h k e i t g i b t , d i e B e s t i m m u n g « n d e r 
G e s e t z g e b u n g s e l b s t f ü r s i c h z u r A u s 
f ü h r u n g z u b r i n g e n , s i c h s e l b s t z u 
v e r w a l t e n , zum mindesten in denjenigen Dingen, nie ihr 
der Ausdruck heiligsten Empfindens sind: den religiösen und na­
tionalen, d.h. i n d e n F r a g e n d e r K u l t u r « 
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Das System/ das sich mit der Hegelscheu Staatsphiloso­
phie und der alten Anschauung von der Omnipotenz des Staates am 
ehesten vereinigen lässt, ist dasjenige, welches die Sorge für 
die nationalen Minderheiten g a n z u n d a l l e i n i n 
d i e H ä n d e d e s S t a a t e s l e ' g t . Der Staat hat 
die Sorge für oie nationalen Minderheiten in sein Programm auf­
genommen, er schützt sie voa? allen Angriffen der Mehrheitsnation, 
• 
berücksichtigt ihre Wünsche, verfügt aber in allen sie angehenden 
Angelegenheiten allein, ohne ihnen das Hecht der Mitbestimmung 
einzuräumen. Das dieses System grosse Gefahren, mit"" sich bringt • 
und nicht dazu angetan ist, die La&e der Minderheiten befriedi­
gend zu gestalten, liegt auf der Hand. Es ist schon an \md für 
sich misslich, oie Sorge für die Wahrung und Pflege der kultü- 'A 
rellen Guter einer nationalen Minderheit dem Staat zii uberlas--
sen, in dem die Mehrheitsnatiön den Ausschlag gibt,' Kur,zu leicht 
kann dieser Schutz illusorisch werden und die, vorgenommene^"""" 
Massnahmen im Resultat das Gegenteil dessen "zeitigen, was sie 
erreichen sollten. Auch beim grossten Entgegenkommen und Beiaühen 
auch wenn jeglicher Chauvinismus gänzlich ausgeschaltet" würde, 
können Staat und Me h rheitsnation nicht das Verständnis für die 
kulturellen Bedürfnisse der Minderheit aufbringen, wie diese 
selbst. Jmmer wird es Grund ^ur Unzufriedenheit auf beiden Sei­
ten geben; die eine wird sieh über Mangel an Rücksiche undVer­
ständnis, eis andere über Undankbarkeit und'Mangel an Loyalität" 
zu beklagen haben. Die Angelegenheiten nationaler Kultur sind 
so delikat, dass es immer zu Spannungen und MissJäelllgkeiteu" J 
kommen wird, wenn' in ihnen der Staat souveruiü bestimmt; selbst" 
Bestimmungen, welche von den Gliedern der eigenen Kation verfügt, 
berechtigt oder sogar weise genannt 'würden,-, werden-, wenn sie vom 
Staat aüs-gehen, oft als Unterdrückung; empfundeh werden. Mit " 
Recht sagt Bernatzik, dass ein empfindlicher* gewordenes "Batiö- r;* 
nalgefühl- sich nicht mehr damit begnügen kahn/dass der2 Einzelne 
mit staatlichen '.Organen verkehrt, die ihn aus serli ob.- verstehen, 
die er versteht; Sprachkenntnisse genügen'" nicht. Das Verständ­
nis^ muss ein inneres sein..... Dieses innere Verständnis wird " 
aber nie erreicht werden, wenn der Staat" sich anmassty"durch 
seine 'Verfügungen, die Glieder einer nationaler Minderheit " 
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glücklich zu machen« Dieser Gedankengang gehört doch eher in das 
System des glücklich überwundenen Polizeistaates, als in_ das in _. 
diesen Dingen äusserst anspruchsvolle und zartempfindende zwan­
zigste Jahrhundert! 
Jn Erkenntnis dessen, dass der Staat uliein - ohne Zu- , 
tun der Minderheit selbst -» garnicht in der Lage ist, die Stel­
lung derselben befriedigend oder sogar glücklich zu gestalten, 
wird, manchesmal empfohlen, den Staat gänzlich von der Sorge ; 
um die kulturellen Angelegenheiten der nationalen Minderheiten 
zu befreien und die Pflege derselben a u s s c h l i e s s l i c h 
p r i v a t e n V e r e i n e n der betr. Minderheit anheim­
zustellen. Dieses System ist das entgegengesetzte. Extrem des 
vorigen und seine Durchführung kaum leichter als jenes. Vor allem 
wird sich der Staat immer gegen eine derartige Lösung der Frage -
sträuben: Das kulturelle Leben der Minderheiten,, aufgebaut auf -
der Existenz privater Vereine entzieht sich gänzlich der Auf-4 
sieht und'Kenntnisnahme des Staates. Dieses Vereinswesen ist 
dtireh nichts den Orgenen des Staates verbunden und seine Verant-
wortungsföhigkeit dank der Zufälligkeit seiner Leitung gering. 
Dieses System muss auch - da ja der direkte Konttakt fehlt -
zu einer Entfremdung zwischen Staat, und Minderheit beitragen 
und damit der Verständnislosigkeit und Unduldsamkeit auf beiden 
Seiten Vorschub leisten. Es werden aber auch-die Minderheiten 
nicht mit einem derartigen System einverstanden sein. Sie werden 
es nicht billigen können, dass Angelegenheiten, die die ganze 
Minderheitennation angehen, von privaten Vereinen verwaltet wer­
den; zudem sind die Mittel, ebenso auch die Ziele dieser Vereint 
immer beschränkt. Ein Umstand,der ebenfalls gegen die Erledigung 
aller kultureller Fragen durcTa private Vereine sprich«, ist der-y 
dass sia die Entstehung von Cliquen und- Parteien begünstigen und 
so leicht zu Spaltungen innerhalb der Minderheiten führen können. 
Diese Fehler vermeiden kann nur eine einheitliche Organisation, 
die einen einheitlichen Willen hat und im Stande ist, diesen 
Willen durch Verordnungen und Vorschriften durchzusetzen« 
Diesem System verwandt, jedoch von ihm zu unterscheiden 
ist ein anderes, das eine Kombination aus dem zu allererst ge­
nannten, rein staatlichen und dem rein vereinsrechtlichen dar­
stellt. H i e r t e i l e n s i c h d e r S t a a t 
J 
u n d d a s V e r e i n s w e s e n d e r M i n d e r h e i 
t e n i n d i e V e r w a l t u n g d e r k u l t u r e l ­
l e n A n g e l e g e n h e i t e n . Es ist'dieses ein Ver­
hältnis, dem wir häufig begegnen; u.a. bestand es in Estland 
vor Annahme des AUtonomiegesetzes. Die Budenken, die gegen eine 
rein private, vereiusreohtliche Behandlung der kulturellen An­
gelegenheiten einer Minderheit sprechen, gelten zum 2eil auch 
für" dieses System. Hinzu kommt, dass diese Art der Verwaltung 
viele Reibungsflächen und Konfliktstoffen enthält. Wenn z.B. die 
privaten Schulen der Minderheiten dem Vereinswesen unterstehen, 
die öffentlichen - der staatlichen SchulVerwaltung, so kann es 
leicht zu einem die Arbeit hindernden Dualismus , unter Umstän­
den auch zu bösen Spaltungen kommen. So muss z.B. in Estland, wo 
24 deutsche Schulen (6 Öffentliche und 18 Privat schulen)- 11 ver­
schiedenen örtlichen Kommunalverwaltungen unterstehen, darunter 
die Einheitlichkeit in ihrer Leitung und Ueberwachung leiden! 
Zu erwähnen wäre noch die finanzielle Unrentabilität einer der­
artigen Verwaltung, die bei einer einheitlichen Organisation 
wohl vermieden werden könnte» ' ~ 
Während nun viele Staaten Europas noch über das Ob? 
und Wie? eines Minderheitenschutzes discutierten und glaubten, 
der Situation, durch die noble Geste der absolut selvstverständ-
lichen Garantie der elementarsten Menschen- und Bürgerrechte, 
gerecht geworden zu sein, äst die Theorie der modernen Staats¬ 
Wissenschaftler und die Forderung der völkischen Minderheiten 
Europas bereits auf eine einheitliche Formel gebracht worden, 
und diese lautet: A u t o n o m i e » " 
V. PI3 AUTONOMIE. ' -.• ' • •* 
Treten wir nun der Frage der Autonomie näher, die wir nach 
dem Vorhergesagten als den gegebenen Weg zur Lösung des Problems 
der nationalen Minderheiten, mithin auch des nationalen Problems 
überhaupt, bezeichnen müssen. Zuerst betrachten wir die gegen 
die nationale Autonomie geltend gemachten Bedenken und führen 
gegen diese gleich die Einwände der Verteidiger der Autonomie, 
ins Feld. 1 . 
Häufig wird die Befürchtung ausgesprochen,.die Gewäh-
(- : . • - a - > 
runÄ der Se lbstverwaltung an eine nationale Minderheit müsse 
der Bildung einer J r r e d e n t a in ihrer Mitte Vorschub 
leisten« Die kulturellen Verbände, die Verwaltungsorganisationen 
der nationalen Minderheit würden immer dazu verleitet sein, 
Anschluss an den Staat zu suchen, in dem ihre Nation die Mehr-, 
heit bildet und würde.immer danach streben, steh von dem Staate 
zu lösen, in dem sie die Minderheit bildet - das ist;wohl der 
am häufigsten genannte Einwand, mit dem Parlament und Presse 
immer wieder versucht haben, die Öffentlich Meinving gegen, die 
Autonomie in Harnisch zu bringen. P a r l a m e n t . ' u n d . P r es¬ 
s e - n i c h t d i e W i s s e n s c h a f t ; die Wissen¬ 
schaft hat sich gehütet, diese unlogische und unbeweisbare Be¬ 
hauptung zu der ihrigen zu machen» Wir wiesen schon weiter oben 
darauf hin, wie unsinnig die Behauptung sei, eine nationale Min­
derheit v/erde - wenn ihr zu grosse Selbstständigkeit gewährt 
würde - dem Jrredentismus in die Arme getrieben.^ Gerade das Gegen­
teil sehen wir: mit politischen Umtrieben und Loslösvmgsbestre-
bungen beschäftigen sich nur dielenigen Minderheiten,, deren Lage, 
im Staat eine unerträgliche ist. Wenn \».mgekehrt. die Angehörigen 
einer nationalen Minderheit sich nicht als Bürger zweiter Kate¬ 
gorie behandelt wissen und sich im Staat zufrieden, frei und, 
glücklich fühlen, so fällt für sie Jeder Anlass zur Jrredenta-
stiiiüxTDing fort. Das typischste Beispiel für diesen Fall bildet 
die'.Schweiz. Zu berücksichtigen wäre noch, dass die Führer einer 
nationalen Minderheit am ehesten davon abgehalten» werden, sich 
auf den abschüssigen Weg der "Politik auf eigene Faust" zu be­
geben, wenn ihnen der Staat eine ausreichende Betätigung auf 
kommunalem und politischem Gebiet nicht versagt. Jst ferner dem 
Staat die zufällige, weniger kontrollierbare und verantwortliche 
Tätigkeit privater Vereine, wnu sie sich schon"mit politischen 
Conspirationen befassen v/ollen, nicht unendlich gefährlicher, 
als diejenige von «Institutionen, die für die Arbeit in einem 
engen Spezialgebiet geschaffen sind, die der.Staat kontrolliert 
und die ihm in höchstem Masse verantwortlich sind? Mutet einen 
die Befürchtung nicht merkwürdig an, die Jnstitutionen der Ata.-' 
tonomie, also etwa Gericht, Wohltatigkeits- Kirchen- und Schul­
verwaltung, würden sich - einer einheitlichen Organisation unter­
stellt - sofort mit Landesverrat, Jrredentismus und ähnlichen 
schwarzen Pinnen befassen? Treffend äussert sich Puparc zu dieser 
Frage:" Organisees eh corps autonomes, dofees d'une personnalite" 
morale et, en contre-partie, d*uno rasponsabilite" äquivalente, 
les minorites peuvent etre moins dangereuses pourl'Stät qu'inor-
« i 
ganise*es et irresponsables.* Erst recht unbegründet"ist natürlich 
die Furcht in: dea Fällen, iro die Minderheitsnation weitab von 
dem Staat wohnt, in dem ihre Wation wshat die Mehrheit bildet 
(z.B. die Wolgadeutschen) oder, wo die Minderheitsnation nicht 
geschlossen, sondern über das ganze Land zerstreut siedelt. " ••/' 
Eink häufig gegen die Forderung der Autonomie erhobener 
Einwand findet im bekannten Wort vom " S t a a t i m S t a a t e 
seinen Ausdruck. Man darf sich durch dieses Schlagwort nicht 
irre führen lassen. Was meint man denn mit diesem Wort? Wörtlich 
genommen, dass die Minderheit, der das Recht auf Selbstverwal­
tung zugestanden worden ist, nun über einen eigenen Staat im 
Gebilde des ganzen Staates verfügt und damit das Zusammenhalten 
des Staatskörpers gefährdet. Dieses ist ein Widerspruch gegen 
den Begriff des Staates selbst. Bs gehört zum Wesen des Staates, 
dass er souverän fcst," dass er Mittel äusseren Zwanges anwenden 
kann, dass er seine Gewalt von sich selbst hat und niemand über 
ihm steht. Der Autonomie mangeli alle diese wesentlichen Merk­
male des Staates: sie ist nicht souverän, sie wird von Staate ge­
schaffen und erhält von ihm ihre Organe, ebenso wie ihre Gewalt; 
Der Staat steht über der üutonomie und behält sich das Kontroll­
recht über sie vor; der auf personenrechtlicher Grundlage organi­
sierten Kulturautonomie mangelt so 0ar das wesentlichste Kennzei­
chen des Staates - d a s S t a a t s t e r r i t o r i u m » 
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Die Befürchtung also, dass "Autonomie" und "Staat" sich identi-
ficieren könnten, ist gänzlich unbegründet! Opet sagt hierzu: 
"Das Wesen des Staates beruht nicht auf der Sprache seiner Schu* 
len, Kirchen und Behörden, sondern auf der Zwangsgeneinschaft 
seiner Bewohner...Diese Zwangsgemeinschaft besteht aber unter 
den Staatsangehörigen,gleichviel, ob die einen Teil dafcon bil­
dende nationale Minderheit durch staatliche Massnahmen in ihrer 
Eigenart verletzt öder gefördert wird, vermittelst der das Staats­
ganze umspannenden Zentralgewalt. An dieser Zentralgewalt findet 
•die Zontralgowalt-die nationale Autonomie ihre Grenze, lässt sie 
also unberührt und fördert daher auch nicht deren Zusammenbruch." 
Man darf hier als Gegenbeispiel nicht das Schicksal Russlands 
oder Oesterreich-Ungarns heranziehen. Russland hatte erst nach der 
Revolution, kurz vor dem Auseinanderfallen des Reiches, sich be¬ 
quemt, einigen seiner nationaler Minderheiten die Autonomie zu 
versprechen (hierunter auch"Estland am 22 VI 1917); im Habs­
burgerreich .vürde das liberale Grundgesetz» in der Praxis durch­
aus, reaktionär gehandhabt. Das feindselige Verhalten der einzel­
nen kleinen Kationen gegenüber den Gesamtstaaten ist also nicht 
aus der Zubilligender Autonomie sondern aus der UnVollkommenheit 
ihrer Durchführung zu erklären.-
Meint man vielleicht das Wort vom "Staat im Staat" in 
übertragenem Sinn und will damit zum Ausdruck bringen, dass die 
Autonomie dazu beitrage, eine n a t i o n a l e V e r k a p s e 
1 u n g des Volkstums der Minderheiten herbeizuführen und Min-
derheits- und Mehrheitsnation in einer Weise zu trennen und 
gegeneinanderzusteilen, die einem gedeihlichen Zusammenleben 
dieser nicht förderlich sei.1 Dass diese Gefahr bestehen kann, 
lässt sich nicht leugnen; sie wird aber immer nur von der Art 
und Weise der Durchführung der Autonomie abhängen. Freilich, 
wenn etwa das Gesetz, das d e Autonomie schafft, schon in die 
Schule diesen Geist der strengsten nationalen Absonderung trägt, 
wird die oben.erwähnte Gefahr akut werden können. Gemeinhin 
wird aber gerade die Bewilligung der öffentlich- rechtlichen 
SelbstVerwaltung das beste Mittel sein, dieser Gefahr zu begeg-
neu; die Selbstverwaltung erhält behördlichen, staatsorganischen 
Charakter, sie wird in geregelter Weise dem übrigen Staatsorga-
uismus eingegliedert und es bietet sich den Angehörigen beider 
Kationen unendlich viel gleichejntereecen und Berührungspunkte• 
Zudem wird der Minderheit erst dann die Möglichkeit zu erhöter 
Zusammenarheit mit dem Mehrheitsvolk auf allgemein-politischem" 
und staatlichem Gebiet gegeben sein, wenn ihre kulturellen Forde­
rungen erfüllt sind. 
Oft haben die Vertreter des Autonomiegedahkens von ihren 
Gegnern hören müssen, die Erteilung der Autonomie wäre ein unbe­
rechtigtes P r i v i l e g für die Minderheiten. Auch die Hin­
fälligkeit dieser Behauptung werden wir belegen können. Dr. Spind­
ler sagt:KMan kann doch unmöglich sagen, ein Hausvater habe ein 
Privileg vor andern dadurch, dass er die Pflicht hat, für seine 
Familie zu sorgen, eine Pflicht, die auszuführen,"allerdings sein 
Stolz und seine Freude ist!" Freilich bfingt die Selbstverwaltung 
in vielem mehr Pflichten als R Gchte für die Angehörigen der Mindei-
heitsnation mit sich, z.B. dadurch, dass Aufgaben, die für'die Haupt 
nation der Staat besorgt, für oie Minderheitsnation ihrer Vertre­
tung übertragen werden. Es scheint doch, dass man von einem Privi¬ 
leg, d.h. einer Bevorzugung kaum reden dürfte, wenn der Staat den 
Angehörigen einer Minderheitsnation die Ordnung ihrer Privatsachen 
unter seiner Eontrolle überlässt und verspricht, sie nicht von den 1 
zur Mehrheitsnation.gehörigen Staatsbürgern zurückzusetzten! Eine 
nationale Minderheit ist naturgemäss in den ihr heiligsten kul­
turellen Gütern unendlich viel leichter zu verletzen, als*die Mehr— 
heitsnatien, sie ist schwächer und mithin schutVbedürftiger.- ist 
es denn tatsächlich imberechtigt, wenn der Staat ihr auch besondere 
— - • i -• - • t . ~ . ? • — 
Schutzmassnahmen einrichtet? Sehen -wir es nicht überall" im staats¬ 
bürgerlichen Leben, dass die Schwachen und Wehrlosen auch eines " 
besonderen Schutzes teilhaftig werden? 
"Und wenn das R echt auf Selbstverwaltung von, den Angehöri-"' ' 
gen der Mehrheitsnation als Privileg empfunden wird, so stände ja" 
dem nichts im Wege, d a s s a u c h d i e BT a u p V ri a t i o~ h 
s i c h a l s K a t i o n o r g a n i s i e r t ' * und ihre rein"' 
nationalen Angelegenheiten ausserhalb des politischen Parlaments 
ordnet. Dieses hätte freilich nur einen Zweck in den Fällen/wem. 
die Hauptnation geringer ist, als die Summe der Minderheitsnationen 
oder diese nicht wesentlich übertrifft (Z.B". die Tschechoslowakei, 
vielleicht auch Polen und Belgien (Walionen und. Flomen)) - meistens 
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aber fallen bei der Mehrheitsnation die staatlichen Organisationen 
mit den nationalen zusammen. Die gewählten Vertreter der Mehrheits­
nation entscheiden im Parlament auch die k u 1 t u r e 1 l e n 
Angelegenheiten der Mehrheitsnation und zwar unbehjndlfcrtdurch die 
wenigen Stimmen der Minoritäten. Jst es doch selbstverständlich, 
dass diese in Angelegenheiten, die nur die Mehrheitsnation etwas., 
angehen, sich ihrer Stimme enthalten. 
Zuletzt noch ein Wort zur Frage des Privilegs, w e n n 
schon die Selbstverwaltung als solches aufgefasst werden soll. Die 
Privilegien und Kapitulationen, die viele Staaten ihren fremdlän­
dischen Staatsangehörigen "auf ewige Zeiten", vor Jahrhunderten, 
als es noch keinen Nationalismus gab, verliehen hatten "gewi^ren 
uns belehrende Einblicke in der Richtung welche Weitgehende , Vor­
rechte selbst grosse Staaten Fremden gewähren können,, ohne Schaden 
für den Staat zu befürchten, wenn sie die Fremden brauchen.. Schaden 
die Vorrechte aber dem Staat nicht, wenn er sie aus Nützlichkeits¬ 
gründen gibt, so schaden sie ebensowenig, wenn sie ausGerechtig¬ 
keitsgründen gewährt werden.» (E. Schmid.). . ., , , ... 
"Der Gedanke der Autonomie widerspricht dem Princip der 
S t a a t s s o u v e r ä n i t ä t," lautet ein gegen die Selbst­
verwaltung gemachter Einwand. Hiergegen muss man betonen, dass da­
durch, dass der Staat sich in gewissen Fragen für inkompetent erklärt, 
und erklären muss, und deren Ordnung der Minderheitsnation selbst 
überlässt, dass d\irch Schaffung der Autonomie der Staat in keiner 
Beziehung aufgehoben wird. Er überträgt nur gewisse Funktionen den 
nationalen Selbstverwaltungskörperschaften, die damit staatliche 
Organstellung erhalten. Mau darf Souveränität und .Willkür- bei Leibe 
nicht verwechseln; willkürlich souverän ifet der Staat niemals, da_ 
er ja an seine eigenen Gesetze gebunden ist.. Die nationale Autono-, 
mie aber schmälert die Souveränität des Staates genau ebensowenig, 
wi,8v'3ie politischen allgemeinen Selbstverwaltungskörper. Die Frage, 
ob das Klagerecht der Minderheitenorganisationen an den Völkerbund 
gegen ihren eigenen Staat, eine Schmälerung der. Souveränität dieses 
in sich schliesst, geht bereits über den Rahmen dieser Arbeit her­
aus. Wir haben sie kurz im IV Oapitel gestreift. Jedenfalls würde 
die Verleihung der Autonomie an dieser Frage nichts ändern, da das 
Klagerecht der Minderheiten e b e n b e r e i t s ganz tinabhän­
gig von jeder Selbstverwaltung - besteht. Klagen an den Völkerbund 
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sind unabhängig von der innerstaatlichen Organisation der Minori­
täten durchaus möglich und - wie wir sahen - oft vorgekommen. 
Die Befürchtung, dass die Selbstverwaltungsorgane ihre 
Freiheit dazu missbraxichen könnten, um, unter U e b e r s c h r e i -
t u n g i h r e r O ö m p e t e n z , sich mit anderen, als den-
ihnen zugewiesenen Fragen zu befassen, ist leicht zu paralysieren. 
Das Gesetz, dass die Autonomie ins leben ruft, wird auch dem Staat 
die Mittel in die Hand geben, um die Arbeit der Selbstverwaltungs­
organe zu kontrollieren und etwaigen Missbräuchen-entgegenzutreten. 
Wenn einur nationalen Minderheit,1 die nach Selbstverwal­
tung verlangt, der Vorwurf der S e l b s t ü b e r h e b u n g 
gemacht wird, so kann dieses, besonders wenn er an eine auf einer, 
höheren Kulturstufe als das Mehrheitsvolk stehende Minderheit ge-•* 
richtet ist, kaum.als ein ernster Einwand gegen die Berechtigung 
der Autonomie angesehen werden. Kurz und bündig verwahrt sich ? 
Dr. Spindler gegen diesen Vorwurf:" Wie der Wunsch nach Selbst- ,; 
ständigkeit das Bestreben jedes normal empfindenden Menschen ist, . 
so ist der Wunsch nach Selbstverwaltung-das Bestreben jedes Volkes, j 
das nicht im Fellachentum versunken ist.» ~ r • - '•  - _ - i 
Dieses sind nun die wesentlichsten Punkte, gegen die die 
Gegner der Autonomie - die natürlicher Weise meistens im Lager der 
Mehrheitsnationen stehen - ihre'Angriffe richten. Wir sahen, dass 
es nicht schwer fällt, diese Einwände zu widerlegen« Aber nicht 
nur ais dem Lager der Mehrheitsnationen, auch atis den Reihen der 
Minderheiten selbst sind Stimmen gegen die Autonomie laut geworden* 
Es erübrigt sich, hier auf diese näher einzugehen,-denn meistens 
sind es nicht principielle Einwände gegen die Autonomie, sondern 
Bemängelungen rein praktischer Fragen oder ängstliche Befürchtun­
gen und"rein materielle Motive* Hauptsächlich wären.hier zu nennen: 
d e r 2 w e i f e 1, ob die nationale Minderheit auf die Sauer die 
ideellen und materiellen Kräfte aufbringen wird-, um die Autonomie 
zu verwirklichen; d i e B e f ü r c h t u n g - , dass sich die 
Volksgenossen den-selbstgewählten Organen und den selbstgegebenen 
Gesetzen nicht in dem Masse fügen werden,-, wie den staatlichen; 
A n g s t vor eventueller E i n b e u g u n g d e r H a n d - . : 
l u n g s f r e i h e i t , vor der B e s t e u e r u n g oder 
0 Dr. A. Spindler. An die Gegner der Kulturautcnomie der völkischen Minderheiten in Estland, 
J 
vor einem Z w a n g s k a t a s t e r , mit all seinen,nachteili­
gen Folgen; d i e B e f ü r c h t u n g der Reicheren oder 
social Höher stehenden, dass ihre Stellung auf Kosten der ärmeren 
oder niedriger stehenden Na tion-s< genossen geschmälert werden könnte. 
Die Selbstständigkeit eines Volkes ist immer auf's engste 
verknüpft mit seiner Ehre; erbärmlich wäre es daher, kleinlich-
wo es 
materielle Motive ins Feld zu führenfum die Ehre tmd um die Exi­
stenz eines Volkes geht. Wird einem Volk die Möglichkeit gegeben, 
selbst über sich hu bestimmen, die Bewahrung seiner heiligsten 
Güter selbst in die Hand zu nahmen, so muss es danach preisen, 
auch wenn hierzu Opfer gebracht werden müssen, denn - nichtswür­
dig ist die Nation, die nicht ihr alles freudig gibt für ihre Ehre! 
Aus Obenstehendem ersehen wir, dass wir die vielen gegen 
die nationale Autonomie erhobenen Einwände nicht als stichhaltig 
anerkennen können. Andererseits gebietet die Problemstellung der 
Nationalitätengrage, dass das Nebeneinanderleben mehrerer Nationen 
in einem Staat als etwas Unabänderliches, für alle Zukunft gege­
benes betrachtet und von.dieser Voraussetzung'aus'so reibungslos 
wie möglich gestaltet werden muss. Das kann nur geschehen,wenn , 
der Staat alle seine Nationen als gleichberechtigt behandelt, also 
einer jeden von ihnen die Möglichkeit zur Bewahrung und Entfal­
tung ihrer nationalen Eigenart gibt« D. i e s. e s. k a n n n u r 
d u r c h Z u b i l l i g u n g d.e r n a t i o n a 1 e n 
A u t o n o m i e g e s c h e h e n * . ,. 
Wenn wir nun zur Betrachtung des Charakters der Autonomie 
übergehen, so müssen wir vor allem zwei von einender verschiedene. 
Formen der Autonomie unterscheiden* 
Erstens die t e r r i t o r i a l e ' ' A u t o n o m i e 
f ü r g e s c h l o s s e n e e i n h e i . t l i o h e 
S i e d l u n g s g e b i e t e. Hierher wäre auch die so­
genannte e x t e r r i t o r i a l e A u t o n o m i e 
für zahlreiche, zerstreute Siedlungen zurechnen. 
Zweitens die K u 1 t_u r a u t o n o m i e a u f p e r s o ­
n e n r e c h t l i c h e r G r u n d l a g e . . . 
Als der Gedanke von der Selbstbestimmung und Selbstverwaltung 
ins leben trat, suchte man den Weg zu seiner Verwirklichung auf 
dem Gebiet der territorialen Autonomie. Dass eine rechtlich aner­
kannte Körperschaft der nationalen Minderheiten in staatlicher 
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Organstellung existieren und funktionieren könne, ohne die Kasse 
der in geschlossenem Gebiet siedelnden Nationsgenossen hinter sich 
zu haben, schien früher ausgeschlossen. Vom Kremsierer Parlament 
1848, bis zum Sozialistenkongress in Brünn 1899 finden wir überall 
da, v/o von nationaler Autonomie die Rede ist, diesen Kampf zwischen 
Territorial- und Personalprincip. Die technische Möglichkeit der 
auf demPersonalprincip aufgebauten Autonomie ist inzwischen 
durch die zahlreichen. Arbeiten von Politikern und .Wissenschaft­
lern und durch ein in derPraxis angewandtes Beispiel* die Krtei- •' 
lung-der Kulturautonomie an die Minderheiten in Estland* (5.II 1925) 
nachgewiesen worden. ' i " ~% a «<i 
Das Charakteristikum, das beiden Formen" der nationalen 
Selbstverwaltung gemeinsam ist und das auch ihr wesentliches 
Merkmal darstellt, ist die Tatsache, dass die Selbstverwaltung • 
dem Staate die Erledigung von Aufgaben für'die, Angehörigen- der ~~ 
nationalen Minderheit abnimmt, die in befriedigender-Weise nur* 
von dieser selbst erfüllt v/erden können. Was- für-die Angehörigen -
der Mehrheitsaation der Staat tut, leistet auf ihrem Gebiet7für 
die Minderheitsnatiön die Selbstverwaltung. D i e A\ u t o n o m i e 
e r f ü 1 1 t a 1 s o i m A u" f t r a g e" d a 's- S t a a t e s 
S t a a t s a u f g a b" e n u n d w i r d s. o m-i V -z u m 
C r c a n d e s ä t a a t e s . Als solche» untersteht die Au- : 
tohomie der Kontrolle des Staates und ist von ihm abhängig in 
Legislation, Jurisdiction und Administration, wie seine anderen--- : 
Organe. D i e n a t i o n a l e A u t o n o m i e i s t . , 
n i c h t S e l b s ' t r . e g i e r u n g- s o*n d e r n w S e 1 bst-
v e r w a 1 t u n g . A 1 s s o l c h e m u-ss s i e- g r u"n d -
s ä t z l i c h i m m e r u n t e r A u f s i c h t d e s 
S t a a t e s b l e i b e n , innerhalb dessen sie^besteht. Um­
gekehrt muss sie z u a n d e r e n - S t a a~t e n o h n e -
B e z i e h u n g b l e i b e n .Auch der Gedanke der Beziehung 
zu den kulturellen Behörden des Nationalstaates der Minderheit 
ist zu verwerfen. "Dadurch wurde das Nationalitätenproblem, das 
man als Reibung ans der inner- und zwischenstaatlichen Politik­
ausschalten will, gerade Jcteaalich als Reibung - nur an anderer¬ 




P a s S y s t e m d e r t e r r i t o r i a l e n 
S e l b s t v e r w a . l t u n g sucht das Problem'der'natio­
nalen Autonomie zu losen, in« um es das Verhältnis des"von der 
nationalen Minderheit besiedelten T e r r i t o r i'.u m s 'zw 
Gesetz und Verwaltung'regelt und greift hierzu zu der provineiel-
len Decentralisation.(MÖ geographische Grenze der Territorial¬ 
autonomie vvird am zweckmässigsten nach ethnisch-politischen, 
nicht historisch-politischen Gesichtspunkte gezogen werden) 
Jhre Organisation ist analog der Organisation der übrigen staat­
lichen Selbstverwaltungskörper, der Städte, Gemeinden etc. Die 
Autonomie auf territorialer Basis in den Bezirken, die als ge­
schlossenes Siedlungsgebiet der Minderheitsnation anzusehen sind, 
wird dieser auch die am weitesten gehende Selbstständigkeit und 
Unabhängigkeit geben können, so z.B. das Recht zur,Wahl eigener 
Richter und Beamten, Aufstellung eigener Truppenkontingente (For­
derung des Wallonenkohgresses Juli 1925) etc. Auch die meisten 
Wissenschaftler, die sich mit vorliegender Frage befassen, verlan­
gen, für die Bezirke, in denen die Angehörigen der"Minderheits­
nation ein gewisses procentuales Minimum ausmachen (Wolzendorff 
75$), nicht nur ein weitgehendes Recht auf Aeroterbese&zung, son­
dern vor allem eigene Gerichte. (Bernatzik, Duparc, Wolzendorff 
u.a.) Die politischen Orgaue werden in der Territörialautonomie 
nicht immer von den übrigen getrennt v/erdeh müssen**'- y 
Die Territorialautonomie hat bereits häuf'ig in der Praxis 
Anwendung gefunden, hat Gelegenheit gehabt ihre Lebensfähigkeit 
und Existenzberechtigung zu beweisen und hat durch vieleyähschrek'*-
kende Beispiele der europäischen Oeffentlichkeit diese Form der 
Selbstverwaltung.verständlich und vertraut gemacht. " - V 
Heu in der Theorie und gänzlich unbekannt'in"der Praxis ' 
ist die kulturelle Selbstverwaltung. Da diese nicht für in ge­
schlossenem Bezirk, sondern für über den ganzen Staat zerstreut 
siedelnde nationale Minderheiten Anwendung findet; muss hier von ~ 
einem geographisch umgrenzten Territorium gänzlich Abstand ge­
nommen werden. Dio Kulturautonomie ist auf personenrechtlicher 
Grundlage aufgebaut; aie Rechte des Einzelnen auf Teilnahrae an 
der Autonomie beruhen niuht auf seinem Wohnort, sondern hängen 
direkt mit seiner Person zusammen, mit dem Recht, unabhängig 
von seinem Wohnort zu bestimmen, zu welchem Kulturkreise er gehören 
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will. Demgemäss sind die Leitworte der Kulturautonomie: "D e r 
M e n s c h i s t n i c h t a n d i e S c h o l l e g e -
b u n d e n " und "D i e, N a t i o n i s t K u l t u r g e ­
m e i n s c h a l t." Eine Durchführung dieses Grundsatzes ist 
sehr wohl möglich."Man braucht zu diesem Zweck nur zu dem alt­
deutschen Grundsatz der Personalität des Rechts zurückzukehren, 
wie er unter anderen Verhältnissen jahrhundertelang hei uns ge­
golten hat, als der Franke nach seinem fränkischen, der Sachse 
nach seinem sächsischen Staramesrecht von den Gerichten beurteilt 
zu werden verlangen konnte."") Das technische Mittel zur Durch­
führung dieses Grundsatzes ist die"nationale Matrikel" oder 
"der Rationalkataster". ; -e- .,? c i -, 
Wenn in den Aufgabenkreis der territorialen Autonomie , 
fast alle Fragen kompetieren, die die nationale Minderheit in­
teressieren, so hat sich die Kulturautonomie ausschliesslich 
mit Fragen der Kult, r zu befassen. Das Ziel der Kulturautonomie 
das als allein berechtigt anerkannt werden muss und das auch 
als objektiv berechtigt fast allgemein, besonders in der Völker­
rechtswissenschaft anerkannt wird, ist dif für die pflege der 
nationalen Eigenart wichtigsten Zweige der Öffentlichen Verwaltung, 
die Kulturangelegenheiten, ausschlisslich in die Hände der Na­
tion zu bringen uns sie daher ganz aus dem System der staatli- . 
chen Verwaltung herauszuziehen. Fassen wir nun kurz die-Grund-' 
forderungen der nationalen Autonomie zusammen. Das Recht auf 
Gleichstellung in," allen bürgerlichen Rechten mit den Ahgehöri-. 
gen der Mehrheitsnation, sowie das Recht auf procentuale; Ver­
tretung in den gewählten Körperschaften muss als selbstverständ«-
lieh Vorausgesetzt werden. Besonders zu- betonen wären: das Recht 
auf freien Gebrauch der Sprache, mündlich^' schriftlich und vor den 
Behörden; freie Organisation von Kirche, Schule, Wohltätigkeits¬ 
und allen anderen «Institutionen, die einen nationalen oder re­
ligiösen Charakter tragen; Anerkennung als Körpers-haft in staat­
licher Organstellung, mit dem Recht, Steuern zu erheben; freie 
Wahl der Beamten. Letzteres ist erforderlich, weil ein empfind­
lich gewordenes National0efühl sich nicht- zufriedengeben kann. -
J§) Yfalter Schnelling. 
mit vom Staat ihm zur Verwaltung kultureller Angelegenheiten 
eingesetzton Beamten, auch wenn es Kationsgenosse» sind.»Weil 
das ganze Kationalitätenproblem heute sein ganzes Sc-hwergewicht 
hat in dem psychologischen Moment der ungeheuren Gereiztheit, 
des Misstrauens der nationalen Minderheiten, wäre diesen jetzt 
nicht Genüge getan,v/enn der Staat ihnen Katiönsgonösseir als Be­
amte hinsetzt. Das Gefühl 'Wirklicher Berechtigung werden die na­
tionalen Minderheiten erst haben, wenn sie selbst Einfluss auf 
die Besetzung staatlicher Aemter mit Kationsgenossen haben. Was 
sie wollen ist, wie Renner sagt,"Teilnahme A N der staatlichen 
Amtshoheit.Mjf) Jn der Praxis fanden diese Forderungen das erste 
Mal ihre Berechtigung i m G e s e t z ü b e r d i e K u l ­
t u r - S e l b s t v e r w a l t u n g d e r v ö l k i s c h e n 
M i n d e r h e i t e n i n E s t l a n d . ( - 5 . II 1925.)" Es 
ist hier nicht der Ort, näher auf die Bedeutung dieses Gesetzes,-
seine Vorzüge und Mangel, sowie seine wünschenswert«? Weiterent­
wicklung einzugehen; wir wollten von den Grundgedanken im Natio­
nalität enprobleiti sprechen und uns nicht bei Spezialfragen auf- : 
halten. Eine wissenschaftliche Betrachtung dieser" ersten Minder-
heitenkulturautonomie der Welt ist auch ein zu grosses Thema, 
um im Rahmen dieser Arbeit'eine ausgibige Würdigung zu finden« 
Wir begnügen uns daher mit der Skizzierung des Grundsätzlichen, 
allgemeine Gültigkeit beanspruchenden im estländischen Autonomie- -
gesetz! - -
Der versuch zur rechtpolitischen Lösung"des Minderheiten­
problems in Estland liegt a u f s t A A t s~ r e c h 1 i c h e m 
G e b i e t , d.h."er soll durch autoritative innere Gesetzgebung 
erfolgen. J». der Erkenntnis, dass die kulturellen Ansprüche der ~-
nationalen Minderheiten nur in dem Prinzip und der Struktur der 
Selbstverwaltung ihre Befriedigung und Sicherung erfahren, gipfelt 
der Sinn des ANGENOMMENEN Gesetzes und sein grundsätzlicher. Wert 
für Minoritäten und Mohrheitsvolk. Die Kulttiraütonomie ist staats­
rechtlich als Selbstverwaltung und zwar als sociale Selbstver­
waltung gedacht. ,Sie- ist ebenso v/ie die territorialen politischen 
Selbstverwaltungen im Staat - e i n s K ö r p e~r s C h A f t 
d e s ö f f e u t 1 i c h e n R e c h t e s ; s i e t r ä g t 
d e n C h A r A k t e r E i n o r ö f f e n t l i c h e n ! 
e-t—a — „ . „_ _ 
31/) Wolzendorff. " ~~ ~ " ~ ~ ~ ' " 
s t a a t l i c h e n « I n s t i t u t i o n u n d s t e h t , 
r e c h t l i c h u n t e r A u f s i c h t d' e s S t a a t es. 
Die Staatsregiemng ist nicht übergeordnete, sondern Aufsichts­
instanz: ungesetzliche Beschlüsse und Verordnungen werden auf ih­
ren Antrag nur vom Gericht aufgehoben. Der Regierung steht zudem 
das Recht zu, die Vertreterkörperschaft unter Anberaumung neuer 
Wahlen aufzulösen. Der Kulturselbstverv^altung steht das Recht zu, 
innerhalb inres Kompetenzkreises verbindliche Verordnungen zu er¬ 
lassen und nötigenfalls auf Beschluss ihrer Vertretungskörper­
schaft (des Kulturrats) öffentliche Steuern zu erheben. D i e 
S e l b s t v e r w a l t u n g s b e a m t e n w e r d e n 
v o n d e r n a t i o n a l e n M i n d e r h e i ,t s e 1 b st 
g e w ä h l t ; das Wahlrecht hat dieselben Grundlagen,'wie das¬ 
jenige für die allgemeiuenKoraannalwahlen. Die Kompetenzen der 
SeIbstverwaltung der betr. Minorität sind positiv angeführt: die 
Organisation, Verwaltung und Ueberwachung der Öffentlichen und 
privaten Lehranstalten; die Fürsorge für die übrigen Kulturaufgaben 
und die Verwaltung der hierzu i&s Leben gerufenen Anstalten und 
Unternehmungen. # ) J n d i e s e m o b e n s k i z z i e r ­
t e n V e r h ä l t n i s d e r S e l b s t v e r w a l t u n g 
z u r R e g i e r u n g u n d i n d e r p o s i t i v e n 
K o m p e t e n z u m g r e n z u n g f i n d e t d a s P r i n -
c i p d e r T r e n n u n g v o n K u l t u r u n d P o l i -
- t 
t i k s e i n e n A - u s d r u c k . 
Die Zugehörigkeit zur Selbstverwaltung ist durch ein 
N a t i o n a l k a t a s t e r festgestellt; der Nationalkata­
ster wird auf Grund der sog. negativen Option, jedoch ohne Aus­
schluss auch des positiven Bekenntnisses zur entsprechenden Natio­
nalität, zusammengestellt. Das Gesetz Verlangt als Voraussetzung 
zum Zustandekommen der Selbstverwaltung, dass sich mindestens 50$ 
der laut Volkszählung zur betr. Nationalität gehörigen Bürger 
zur Kulturautonomie bekennen; die betr. Minderheitsnation darf 
nicht weniger als 5000 Kopf zählen. 
Mit der Verabschiedung d,s Gesetzes über die Kulturselbst­
verwaltung betrat Estland einen neuen staatsrechtlichen Weg, auf 
dem weder Vorbilder,noch überhaipt Beispiele für die Durchfüh­
rung dieser Art von Selbstverwaltung zu finden sind. Das Gesetz 
Auffallender Weise sind die Wohlfahrtsanstalten hiervon aus-
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trä-t daher einen zeitweiligen Charakter und zugleich den eines 
Rahmengesetzes; aus diesem Fehlen an jeglichen Vorbildern lassen 
sich auch manche offenkundige Mängel des Gesetzes erklären. Poch 
nicht auf den «Inhalt des Gesetzes allein kommt es an - viel mehr 
noch auf die Art seiner Durchführung. Das Gesetz kann nur die 
Form abgeben für ein erspriessliches Zusammenleben- und arbeiten 
der Kationalitäten; ob aber die Mehrheits- und die Minderheitsna­
tionen dieser Form durch den Geist der Duldsamkeit und des Ver­
ständnisses den lebendigen «Inhalt geben werden - davon wird der 
Erfolg oder Misserfolg der estländischen Nationalitätenpolitik 
abhängig sein. . • 
Wie aber auch der Stand der für Estland lehenswichtigen 
nationalen Frage hier sein möge - die Erteilung der ersten 
Kulturautonomie stellt e i n-' e n M a r k s t e i n d a r , 
a u f d e m W e g e d e r E n t w- i c k l_u, n g; d e s -
N a t i o n a l i t ä t e n r e c h t e s . 
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S C H L U S S » 
passen wir zum Sohlass die in dieser Arbeit ausgeführten 
Gedanken über das NationaliTATenproblem zusammen: 
1) D i e i m J n t e r e s s e d e r g a n z e n 
W e l t d r i n g e n d e r f o r d e r l i c h e L ö ­
s u n g d e r n a t i o n a l e n F r a g e k a n n 
n i c h t a u f d e m W e g e d e s r e i n e n 
N a t i o n a l s t a a t e s e r r e i c h t w e r d e n . 
D i e G r e n z e n v o n S t a a t u n d N a -
t i o n d e c k e n s i oh . i c h t u n d w • e r d e i 
s i c h n i e m a l s d e c k e n • 
E s & i b t k e i n. e L ö s u n S d e r n a t i 
n a 1 e n F r a g e , d i e n i c h t m i t d e m 
F 0 r t b e s t e h e n n a t i 0 n a 1 e r M i n d e r -.. 
h e it e n r e o i h n e n m us s 
D e r - S c h 1 ü s s e 1 z u r L ö s u h g d e s 
N a t i o n a 1 i t ä t e n p r 0 b e m" s 1" i e tr- m i f. 
h i n i n d e r L ö s u n S d e s M i n d e r h e i 
t e n p r o b 1 e m s . e 
2) J e d e N a t i o n h a t e i n e n n a t ür-
l i e h e n A n s p r u c h d a r a u f - . g e s c h ü t z t 
z u w e r d e n . 
J e d e M i n d e r h e i t h a t d e n . A n s pruDh 
- • jt ä A R s c , 
d a r a u f , v o r w i l l k ü r l i c h e n M a j o r i -
t ä t s b e S C H L Ü S S E N g e s c h ü t z t - " zu" 1 w e r -
d e n . D i e E n t s c h e i d u n g s g e w ä 11 t d e s 
M e h r h e i t s w i l l e n s f i n d e t s e i n e 
G r e n z e n a n - g e w i s s e n " n a t ü r l i c h e n ^ 
H e c h t e n d e r M i n d e r h e i t * i i e h 
. - E .s k o n z e n t r i e r t s i c h b e i d e n 
n a t i o n a l e n M i n d e r h e i t e n d e r d o p ­
p e l t e A n s p r u c h a u f S c h u t z A L S 
S p l i t t e r e i n e r N a t i o n u n d S c h u t z 
a l s M i n o r i t ä t « 
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3) D i 9 V e s u 0 h e t d a S M i n d e r h e i 
•t- e ii y r Q Q 1 e RA u U f d e m W e 6 e m a 0 h t P 0 -
1 i i S C h Ö r E i n £ r i f f e z u 1 ö s e n 
s i N d n i 0 h t n u r u n ö t h i s c H > s 0 11 d e r 
a u c h u n k 1 u & i W 0 i 1 z u r E r f 0 1 g 1 0 S i 
k e i t V e r u r t Ö i 1 t » 
E i n e b a 1 d m ö s 1 i c h S t e r e 0 h t P 0 1 i 
t i s G h e u n d b e i d e T e i 1 e b 9 f r i 9 d i -
ß e n d e L Ö S u ZI S d e r n a t i 0 N a 1 9 N P r a 
g © i s t p
- r i n .5 e n d S 9 b 0 t 9 n # d a d i 9 
vi n t e r d r ü c k t e n n a t i 0 ii a i 9 n s t r Ö -
m u n S e n i b e s 0 n d er s w e n n s i e m : i • t 
d e n b 0 1 S c h 9 W i s t i S c h e N 9 r u i c k t 
w e r d e N e i n e s 0 h W e r e G 9 t a H r f ü r 
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